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Kann ich bereits nach dem Bachelorexamen mit dem Titel
Bachelor of Education Lehrerin bzw. Lehrer an beruflichen
Schulen werden? Die Antwort lautet nein. Das Lehramts-
studium für berufliche Schulen wird mit dem Masterexa-
men mit dem Titel Master of Education abgeschlossen. So
ist es konsequent, dass Schröder und Stadelmann in ihrer
letzten Erhebung zu den Studierendenzahlen im Lehr-
amtsstudium berufliche Schulen für die Studierenden im
Bachelor-/Masterstudium nur die im Masterstudium be-
findlichen Studierenden erfassen. Die Zahl der Studieren-
den in der Bachelorphase wird nicht mehr erhoben. Sie ge-
hen zutreffend davon aus, dass nur der Master of Educati-
on zukünftig die Zugangsvoraussetzungen für das Lehramt
an berufsbildenden Schulen erfüllt (BbSch, 62(2010)7/8,
S. 212–216). In ihrer neuen Erhebung der Studierenden-
zahlen in der vorliegenden Ausgabe der BbSch betrachten
Seidel und Wemme zuerst die Master-, Diplom- und Staats-
examensstudiengänge. Die Einbeziehung der Bachelorstu-
diengänge hat rein informellen Charakter. Worauf gründet
aber die oben gestellte Frage? Was könnte da auf uns zu-
kommen? Im Folgenden wird darauf eingegangen. Dies
setzt einen Einblick in Strukturen und Aufbau eines Bache-
lor-/Masterstudienganges für das Lehramt an beruflichen
Schulen voraus. Daraufhin werden kurz Folgen aufgezeigt.
Das Bachelor-/Masterstudium berufliche Bildung
Das Europäische System zur Anrechnung, Übertragung und
Akkumulierung von Studienleistungen (ECTS) basiert auf
der Übereinkunft, dass das Arbeitspensum von Vollzeitstu-
dierenden während eines akademischen Jahres 60 ECTS-
Credits ergibt. Das Arbeitspensum von Studierenden im
Rahmen eines Vollzeit-Studiengangs beträgt 1.800 Stunden
pro Jahr, ein Credit entspricht 30 Arbeitsstunden. Die Ab-
kürzung ECTS steht für European Credit Transfer System.
Das Arbeitspensum der Studierenden im ECTS-System
schließt die Zeit ein, die verwendet wird auf Vorlesungen,
Seminare, Selbststudium, Vorbereitung auf und Teilnahme
an Prüfungen, Durchführung von Praktika usw.1
Bei einem dreijährigen Bachelorstudium sind 180 Credits
einschließlich der Bachelor-Thesis und in der anschließen-
den zweijährigen Masterphase 120 Credits einschließlich
der Master-Thesis zu erwerben. Zusammen ergeben sich
dann die viel genannten 300 Credits für einen fünfjährigen
vollen akademischen Studiengang.
So ist es auch in einem Lehramtsstudiengang für berufliche
Schulen aufgebaut. Hier wird im Folgenden der Studiengang
an der Technischen Universität München herangezogen.
Artverwandt gilt die Struktur auch für andere Studien-
orte.
In der Bachelorphase wird an der Technischen Universität
München vorrangig eine von sechs beruflichen Fachrich-
tungen wie z. B. Metalltechnik oder Gesundheits- und Pfle-
gewissenschaft einschließlich der Bachelor-Thesis (8 Cre-
dits) mit insgesamt 116 Credits studiert. Das zweite Fach,
d. h. das allgemeinbildende Unterrichtsfach wie z. B. Ma-
thematik, Physik, Chemie, Biologie, Sozialkunde, Deutsch,
Englisch, Religion oder Sport ist mit 36 Credits belegt. Die
Bildungswissenschaften wie Erziehungswissenschaft mit
Betonung auf Berufspädagogik und Psychologie sowie ein
begleitetes schulpädagogisches Praktikum im Umfang von
30 Tagen erfolgt mit 28 Credits.
In der Masterphase wird die berufliche Fachrichtung nur
noch mit 18 Credits belegt. Im Vordergrund steht dabei jetzt
die Fachdidaktik der beruflichen Fachrichtung mit einem
Praktikum. Das Unterrichtsfach zusammen mit ihrer Fach-
didaktik und einem Praktikum umfasst 44 Credits. Die Bil-
dungswissenschaften wie z. B. vertieft die Berufspädagogik,
Psychologie und Bildungsforschung erfordern 28 Credits.
Die große Master-Thesis im Umfang von 30 Credits wird in
der beruflichen Fachrichtung, im Unterrichtsfach oder in
den Bildungswissenschaften geschrieben.
Die berufliche Fachrichtung wird nahezu vollständig, außer
der Fachdidaktik, in der Bachelorphase studiert. Wer nach
dem Bachelor in einen ingenieurwissenschaftlichen bzw.
fachwissenschaftlichen Studiengang umsteigen will, kann
dies eher aufgrund bereits erbrachter hoher Studienleis-
tungen in diesem Feld bewerkstelligen. Alternativ zu einem
Studiengangwechsel kann mit dem hohen Studienanteil in
der beruflichen Fachrichtung nach dem Bachelor eine Kar-
riere in der Wirtschaft angestrebt werden. Dies kann auch
in Verbindung mit einem Einsatzfeld in der betrieblichen
Aus- und Weiterbildung geschehen.
Die eigentliche Lehrerbildung mit den Fachdidaktiken und
ihren Praktika sowie einer weiteren vertieften Befassung
mit den Bildungswissenschaften setzt in der Masterphase
an. Hier erfolgt auch der Ausbau des Unterrichtsfaches und
damit die Befähigung zum Zweifachlehrer. Insbesondere
wird erst mit der Master-Thesis eine umfangreiche Pro-
blemstellung selbstständig bearbeitet. Nach der Anlage des
Studiums ergibt sich die abgeschlossene Lehrerbildung für
die erste Phase der Lehrerbildung mit dem Masterabschluss.
Folgen
Ein Ausstieg nach dem Bachelor im Lehramtsstudium für be-
rufliche Schulen führt zu Folgen, die bereits punktuell ein-
treten. Es sind aber auch spekulativ Folgen zu nennen, auf
die man sich einstellen sollte und die es abzuwehren gilt.
Für den Privatschulbereich in der Gesundheit und Pflege
kommt die Frage auf, ob ein Bachelorabsolvent der berufli-
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chen Fachrichtung Gesundheits- und Pflegewissenschaft
hier unterrichten darf, ohne noch die Masterphase zu ma-
chen. Diesem könnte eventuell stattgegeben werden, wenn
Masterabsolventen in diesem Bereich nicht ausreichend zur
Verfügung stehen.
Wenn es sich bei Bachelorabsolventen um Mangelfachleh-
rer handelt, die ohne Master den staatlichen Schuldienst an-
streben, tauchen grundsätzliche Fragen auf. Jemand, der
drei Jahre (oder mehr)2 für den Bachelorabschluss braucht,
die berufliche Fachrichtung zwar ohne Fachdidaktik, aber
nahezu abgeschlossen studiert hat, den Titel Bachelor of
Education führt und ein gesuchter Lehrer ist, könnte die Fra-
ge nach Einstellung in den staatlichen Schuldienst stellen,
und dies als Einfachlehrer. Dieser Frage könnten sich ande-
re anschließen, die nicht zu den Mangelfächern gehören.
Die Grundfesten der Lehrerbildung und Lehreranstellung
sind aber – und diese gilt es weiter einzuhalten –: Zwei-
fachlehrer. Fundierte Lehrerbildung mit Masterabschluss
und keine Kurzlehrerbildung.
Anmerkung
1 Häufig dient noch der Faktor 1,5 als verdeckte Orientierungsgröße bei der
Vergabe von Credits für Lehrveranstaltungen, die an der Hochschule bisher
mit Semesterwochenstunden (SWS) angegeben wurden (z. B. 2 SWS wer-
den mit 3 Credits belegt).
2 Lehramtsstudierende für berufliche Schulen arbeiten zumeist neben dem
Studium. Das Studium kann sich dadurch, wie auch durch die vielen studi-
enbegleitenden Prüfungen, bereits in der Bachelorphase verlängern.
Vortrag bei der Sitzung des 
Bundeshauptvorstands
BLBS und die Herausforderungen
der beruflichen Bildung
In seinem Vortrag regte Prof. Dr. Dieter Münk die Mitglieder
des Hauptvorstands zu reger Diskussion an. Drei Mega-
trends seien zu erkennen, so Prof. Münk von der Universität
Duisburg-Essen, der sich in der Fakultät für Bildungswis-
senschaften besonders mit der Berufsbildungsforschung
beschäftigt, das seien: der europäische Bildungsraum, die
demographische Entwicklung und die Forderungen der Wis-
sensgesellschaft. Der BLBS sieht seine Aufgabe darin, über
die Entwicklung zu informieren, dazu soll dieser Beitrag die-
nen. Über die Konsequenzen wird man auf allen Ebenen
noch ausführlich diskutieren und danach Entscheidungen
treffen müssen.
Der folgende Beitrag stellt selbstverständlich die Zusam-
menhänge aus der Sicht des BLBS dar, eine vollständige Dar-
stellung von Prof. Dr. Münk wird in einer der nächsten Aus-
gaben von „Die berufsbildende Schule“ folgen.
Geprägt von seinem Fachgebiet Berufspädagogik und Be-
rufsbildungsforschung ergaben sich für den Referenten die
folgenden drei Megatrends, die er mit ausführlichem Zah-
lenmaterial belegte.
Europäischer Bildungsraum
„Geht hier ein Gespenst um?“, so seine Frage. Die bildungs-
politische Gesamtstrategie der EU weist seit den Beschlüs-
sen von Bologna aus dem Jahre 1999 in Richtung einer Mo-
dularisierung und man hat in dem Zusammenhang das Eu-
ropäische Leistungspunktesystem (ECTS/ECVET), den Euro-
päischen und Nationalen Qualifikationsrahmen (EQR/NQR)
und den Europäischen Qualitätssicherungsrahmen (CQUAF)
geschaffen. Damit wird eine europäische Kompatibilität
hergestellt, die als Rahmenprogramm für die Annäherung
der Systeme anzusehen ist. Jedes Mitgliedsland hat aber bis-
her schon klare Vorbehalte gegen die Harmonisierung vor-
gebracht. Die sich daraus ergebenden Probleme zeigen sich
auch beim Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR), bei dem
> BLBS-aktuell
Prof. Dr. Dieter Münk informiert den Hauptvorstand mit interessanten Zahlen
und gibt seine Stellungnahmen ab.
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Die dazu nötigen Ressourcen müssen aufgebacht werden.
Die Bundesagentur für Arbeit hat dazu für das Jahr 2006 er-
rechnet, dass für das Übergangssystem – besser wäre der
Begriff: Berufsvorbereitungssystem – jährlich fast 2 Milliar-
den Euro ausgegeben werden. Diese Tendenz sinkt seit 2009,
es sind aber immer noch 400.000 Schüler jährlich, wobei das
Schulberufssystem mit seinen Berufsfachschulen die ge-
sunkene Absorptionsquote des dualen Systems nicht kom-
pensiert. Unternehmen intensivieren ihre Ausbildungsan-
strengungen bisher nicht wesentlich und übernehmen nicht
immer Jugendliche aus der dualen Ausbildung in die Ar-
beitswelt.
Bildungsströme
Schaut man sich die Bildungsströme an, so ergibt sich, dass
– die 250.000 Hauptschüler ohne Abschluss abgekoppelt
sind,
– davon die Hauptschüler mit Abschluss Aspiranten für das
Übergangssystem (Berufsvorbereitungssystem) sind und
– das duale System im Begriff ist, zur Perspektive der Abi-
turienten zu werden.
Ferner ist zu erkennen, dass das duale System aber stabil ist
und in der Substanz bei 40 % erhalten bleibt, wobei eine
deutliche Dichotomie zwischen anspruchsvollen und einfa-
chen Berufen besteht.
Qualifizierung im Berufsbildungssystem
Schaut man sich die Qualifizierung der Schüler im Berufs-
bildungssystem an, so ergibt sich nach Berechnungen des
Konsortiums Bildungsberichterstattung 2008 folgendes
Bild:
– Das Schulberufssystem (Berufsfachschulen, Schulen des
Gesundheitswesens, Fachschulen usw.), das mit 69 %
weiblich strukturiert ist, ist gut qualifiziert:
o Mittlerer Schulabschluss 64,2 %,
o Hochschul- oder Fachhochschulreife 18,7 %.
– Das duale Berufsbildungssystem mit den Berufsschulen in
dualer Ausbildung, das mit 58,2 % männlich dominiert
ist, ist relativ gut qualifiziert:
o Mittlerer Schulabschluss 48,1 %,
o Hochschul- oder Fachhochschulreife 16,2 %.
– Das Übergangssystem (Berufsvorbereitungssystem), das
ebenfalls mit 57,3 % männlich strukturiert ist und einen
starken Migrationshintergrund hat, ist schlecht qualifi-
ziert:
o ohne Hauptschulabschluss 22,4 %,
o mit Hauptschulabschluss 38,9 %,
o Mittlerer Schulabschluss 31,3 %.
Daraus ergeben sich im Bildungssystem folgende Trends:
– Es wird ein Rückgang der Zahl der Schülerinnen und Schü-
ler in allen Schulformen erfolgen.
– Der Anteil der Schüler und Schülerinnen mit Hochschul-
reife steigt und wird nach Berechnungen der Autoren-
gruppe Bildungsberichtserstattung 2010 ab 2011 über 
50 % liegen.
es um die Einordnung der Schulabschlüsse oder der Berufe
des dualen Systems geht. Eine abschließende Einigung ist
gegenwärtig noch nicht erzielt.
Demographische Entwicklung
Auf eine deutliche Verschiebung bei der zukünftigen Le-
benserwartung, den Altersgruppen und der Geburtenrate
habe die Politik noch nicht hinreichend reagiert. Die Schu-
len und die berufliche Bildung müssten auf diese Entwick-
lung mit ihren gravierenden Auswirkungen reagieren, so
Münk. Die Bevölkerungserhebung des Statistischen Bun-
desamtes aus dem Jahre 2010 zeigt in den Ergebnissen der
10. und 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
deutlich folgende ausgewählte Ergebnisse:
1. Lebenserwartung:
1960: Fernere Lebenserwartung der 60-Jährigen in Jahren:
15,5 Jahre bei Männern,
18,5 Jahre bei Frauen.
2005: Fernere Lebenserwartung der 60-Jährigen in Jahren:
20,6 Jahre bei Männern,
24,5 Jahre bei Frauen.
2050: Fernere Lebenserwartung der 60-Jährigen in Jahren:
23,7 Jahre bei Männern,
28,2 Jahre bei Frauen.
2. Bevölkerung nach Altersgruppen in Tausend:
1960 2005 2050
Personen unter 20 Jahren 22.090 16.486 11.403
Personen zwischen 20 und 60 
Jahren 38.329 45.412 33.790
Personen über 60 Jahren 12.728 20.540 28.766
3. Geburtenziffer:
1960 2005 2050
West: 2,37 West: 1,36 Deutschland: 1,4
Ost: 2,33 Ost: 1,30
Wissensgesellschaft
Damit habe das deutsche Bildungssystem einen qualitativen
Mangel an Fachkräften, Auszubildenden und Schülern. Da-
bei sei die Absorptionsquote im dualen System weiterhin re-
lativ hoch, während sich Warteschleifen und das so genann-
te „Überganssystem“ als etabliertes Segment eingerichtet
haben. Dazu müsse aber auch gleichzeitig noch der gefor-
derte „Europäische Bildungsraum“ geschaffen werden.
Alle Bemühungen müssen dabei folgende Ziele verfolgen:
– Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit,
– Erhöhung der Chancen, Qualifikationen zu erwerben,
– Verbesserung der Durchlässigkeit und Teilhabe an der 
Bildung,
– Verminderung der Bildungsarmut,
– Sicherung des sozialen Zusammenhangs unserer 
Gesellschaft und
– Umsetzung der Aussage: kein Abschluss ohne Anschluss.
BLBS-aktuell
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Herausforderungen
Die Wissensgesellschaft muss mit folgenden Herausforde-
rungen fertig werden:
– dem Fachkräftemangel, der aber nicht auf allen Ebenen
gleich ist:
o untere Qualifikationsebene – gleich bleibend,
o mittlere Qualifikationsebene (duales System) – abseh-
bare Engpässe,
o Pflege- und Gesundheitsberufe – großer Bedarf,
o Hochschulniveau: dramatische Engpässe;
– der großen prognostischen Unsicherheit mit neuen Auf-
gaben und Profilierungen im beruflichen Schulwesen;
– der Entkoppelung von Ausbildungsort und dem Ort der
Berufsschule (Berufsgruppen, Landesfachklassen usw.);
– den neuen pädagogischen und strukturell-organisatori-
schen Anforderungen an die veränderte schulische und
betriebliche Ausbildung.
Lösungsansätze
Das „Lebenslange Lernen“, von der Europäischen Union ge-
fordert und beschlossen, muss ernst genommen werden,
– indem die Bildungsgänge räumlich und
– indem die Bildungsgänge strukturell integriert werden.
Das Bildungssystem muss für flexible Bildungs- und Bil-
dungsbiographien flexibler gestaltet werden,
– indem Anschlüsse und Einstiege über die gesamte Span-
ne der Lebensarbeitszeit geschaffen werden,
– indem Nachqualifizierungen möglich werden,
– indem Lern- und Weiterbildungschancen verbessert wer-
den,
– die Chancen zur Integration verbessert werden,
– Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten für ältere Men-
schen geschaffen werden oder
– die Menschen dazu erzogen werden, die eigene Bil-
dungsbiographie aktiv zu steuern.
Zusammenfassend könnte man so formulieren: „Es müsste
eigentlich mehr und besser qualifiziert werden, weil diese
Ressourcen gebraucht werden. Dazu fehlen aber die geeig-
neten Personen.“
Diskussion
In der anschließenden Diskussion wurde darauf hingewie-
sen, dass es schwierig sei Kompetenzen zu messen und dass
das geforderte Lebenslange Lernen nur möglich sei, wenn
dazu fundiertes Wissen vorhanden sei. Das Problem, dass
auf der einen Seite die Anzahl der weniger Qualifizierten
gleich bleibt, die Anzahl der höher oder hoch qualifizierten
Personen gering ist, regte doch stark zum Nachdenken an,
zumal unklar blieb, welche und wie viele sich in der mittle-
ren Qualifizierungsebene befinden.
Mit der Aufforderung, sich auf allen Ebenen – auch in den
eigenen Reihen – dieser Problematik anzunehmen und alle
Gremien dafür zu sensibilisieren, endete die engagierte Dis-
kussionsrunde. Interessant und wert, darüber noch genau-
er nachzudenken, war allerdings auch die letzte Frage des
Referenten: „Warum muss die Berufsschule alle Probleme
lösen und meint, alle Probleme lösen zu können?“ Ein aus-
führlicher Aufsatz des Referenten zu dieser Thematik wird
demnächst folgen.
Heiko Pohlmann
BLBS zur Inklusion
Schreiben an die Kultusministerkonferenz
Stellungnahme des BLBS vom 01.04.2011 zum Empfeh-
lungsentwurf der KMK „Inklusive Bildung von Kindern und
Jugendlichen mit Behinderungen in Schulen“ an das Sekre-
tariat der Kultusministerkonferenz
Mit Schreiben vom 16.02.2011 hat die Kultusministerkon-
ferenz fachliche Verbände und Organisationen zur schriftli-
chen Anhörung des Empfehlungsentwurfs „Inklusive Bil-
dung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen in
Schulen“ aufgefordert. Der BLBS befürwortet grundsätzlich
den von der Kultusministerkonferenz herausgegebenen
Empfehlungsentwurf, insbesondere vor dem Hintergrund,
dass Inklusion als ein umfassendes Konzept verstanden
wird, welches allen Kindern und Jugendlichen mit Behinde-
rungen einen ungehinderten Zugang zur Bildung und da-
durch zum gemeinsamen Leben und Lernen ermöglicht.
Aus Sicht des BLBS sind insbesondere folgende Aspekte des
vorgelegten Papiers maßgebend:
– Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen ist grund-
sätzlich der gleichberechtigte Zugang zu allen Bildungs-
gängen zu gewährleisten.
– Die erreichten Standards sonderpädagogischer Bildungs-,
Beratungs- und Unterstützungsangebote sind abzusi-
chern und weiterzuentwickeln.
– Allen Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen ist ei-
ne individuell angepasste Förderung zu gewährleisten.
– Inklusive Bildungsangebote müssen dazu beitragen, dass
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen Abschlüsse
in den verschiedenen Bildungsgängen erwerben können.
– Lehrerinnen und Lehrer mit unterschiedlichen Lehräm-
tern sind gemeinsam verantwortlich für eine gemeinsam
durchgeführte und verantwortete Diagnostik, für die Pla-
nung des Lernangebotes, für das Angebot an Beratung,
Bildung und Unterstützung, für Leistungsmessung und 
-bewertung sowie für die Vergabe von Abschlüssen.
Inklusion gelingt nur in Kooperation mit den Eltern und Part-
nern im Umfeld der Schule und in der Region. Die Bildung
von Netzwerken und die vertrauensvolle Zusammenarbeit
der berufsbildenden Schulen mit den Kammern, den In-
nungen, den Unternehmen, der Arbeitsverwaltung, den Re-
habilitationspartnern und weiteren Partnern der berufli-
chen Bildung sind dabei unerlässlich.
Inklusion ist jedoch mit Augenmaß umzusetzen. Der son-
derpädagogische Förderbedarf ist individuell auf die Belan-
ge des Behinderten abzustimmen. Die Schule ist keine the-
rapeutische Einrichtung. Ihr Ziel ist es jedoch, durch eine in-
dividuelle Förderung der Kinder und Jugendlichen mit Be-
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hinderungen für jeden einzelnen eine passgenaue Lösung
zu findet, die eine selbstbestimmte Teilhabe am Leben er-
möglicht, ohne das sonderpädagogische System in Frage zu
stellen. Der BLBS weist mit Nachdruck darauf hin, dass In-
klusion nicht zum Nulltarif zu realisieren ist. Eine umfas-
sende Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte und die Be-
reitstellung der erforderlichen Ressourcen, wie zum Beispiel
personenbezogene Anrechnungsstunden, sind dabei un-
entbehrlich.
Inklusion darf nicht dazu führen, dass aufgrund aktueller
Rahmenbedingungen Kinder und Jugendliche mit Behinde-
rungen benachteiligt werden und falsch verstandene Inklu-
sion letztlich wieder zu einer Separation führt. Daher setzt
sich der BLBS grundsätzlich für den Erhalt der berufsbilden-
den Förderschulen ein, um das notwendige Betreuungs- und
Förderangebot, entsprechend dem Schüler- und Elternwil-
len, vorzuhalten.
Berufsbildende Förderschulen sind bereits heute fester Be-
standteil der berufsbildenden Schulen. Ihre Aufgabe ist es,
Jugendlichen mit Behinderungen eine Ausbildung in einem
anerkannten Ausbildungsberuf gemäß § 66 BBiG, 42m HwO
zu ermöglichen. Sie verfügen über die erforderlichen Vo-
raussetzungen für eine berufliche Ausbildung von Jugend-
lichen mit Behinderungen entsprechend ihres individuellen
Leistungsvermögens. Damit leisten sie einen wesentlichen
Beitrag für die Teilhabe von Jugendlichen mit Behinderun-
gen an einer Beschäftigung, für eine Teilhabe am Arbeitsle-
ben bzw. für die Einmündung der Absolventen in den ersten
Arbeitsmarkt.
gez. Berthold Gehlert
Bundesvorsitzender
Folge des Bildungsgipfels 2008
Pressemitteilung der Bildungsverbände
Bildungsverbände fordern Einhaltung des 
10-Prozent-Ziels
Frankfurt am Main, 06.06.2011: Vor der Kultusminister-
konferenz (KMK) am 9./10.06. in Hannover fordert eine Ini-
tiative aus acht Bildungsverbänden und -gewerkschaften
mit Nachdruck die Einhaltung des 2008 auf dem Dresdner
Bildungsgipfel ausgegebenen 10-Prozent-Ziels. Danach sol-
len bundesweit die Aufwendungen für Bildung und For-
schung bis 2015 auf 10 % des Bruttoinlandsproduktes ge-
steigert werden.
Die an der Initiative beteiligten Eltern-, Lehrer- und Bil-
dungswirtschaftsverbände appellieren an die KMK, sich
nachdrücklicher für die Verwirklichung des 10-Prozent-
Ziels einzusetzen. „Bildung ist Deutschlands wichtigste
Ressource. Die Länder stehen in der Pflicht, ihre föderale
Verantwortung mehr als bisher für ein attraktives öffent-
liches Bildungswesen auszufüllen. Das Einrechnen von
Lehrerpensionen oder Raummieten ist ein durchschauba-
rer Rechentrick, das Zehn-Prozent-Ziel zu verwässern. Wer
die notwendigen Reformen im Bildungssystem angehen
will, muss die Einnahmeseite des Staates stärken und zu-
sätzlich finanzielle Mittel freimachen. Im Gegensatz dazu
stehen aber die Kürzungen in den Bildungsbudgets vieler
Länder. Die Schieflage zwischen bildungspolitischer Ambi-
tion und Finanzierung muss endlich beseitigt werden, es
darf nicht bei politischen Lippenbekenntnissen bleiben“,
so die Verbändeallianz. Natürlich gebe es in einer Reihe von
Ländern enorme Verschuldungen. Diese aber auf Kosten
von jungen Menschen und Lehrkräften abzubauen, sei so-
zialpolitisch untragbar, wirtschaftlich kurzsichtig und ste-
he darüber hinaus im direkten Widerspruch zu den allge-
genwärtigen Beteuerungen vieler Entscheidungsträger
über die wachsende Bedeutung von Bildung. Immer wie-
der verkenne die Politik, dass Mittel für Bildung nicht pri-
mär eine Haushaltsbelastung, sondern vor allem eine In-
vestition in Deutschlands Zukunft seien. Dabei besteht
nach Auffassung der Verbände dringender Handlungsbe-
darf: 25 % weniger Lehrer als im OECD-Durchschnitt gebe
es hierzulande; zudem müsse die Schulabbrecherquote
gesenkt werden. Damit Vorschulkinder, Schülerinnen und
Schüler individuell gefördert werden können, seien zu-
sätzliche Ressourcen unter anderem für mehr Lehrkräfte,
kleinere Klassen, den Ausbau der Ganztagsangebote, bes-
sere Schulausstattungen und eine bessere frühkindliche
Bildung notwendig.
Träger der Initiative sind: Bundeselternrat (BER), Bundesver-
band der Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen
(BLBS), Bundesverband der Lehrerinnen und Lehrer an Wirt-
schaftsschulen (VLW), Deutscher Philologenverband (DPhV),
Didacta Verband der Bildungswirtschaft, Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW), Verband Bildung und Erzie-
hung (VBE), VdS Bildungsmedien.
Ansprechpartner:
Heiko Pohlmann, BLBS
Welttag gegen Kinderarbeit
Gemeinsame Erklärung: Kultusministerkonferenz (KMK),
BLBS, VBE und GEW
Wir alle tragen Verantwortung
Am Welttag gegen Kinderarbeit stellen wir fest: Noch im-
mer sind weltweit über 200 Millionen Kinder unter 13 Jah-
ren gezwungen, für ihren Lebensunterhalt oder den ihrer
Familien zu arbeiten. Über 100 Millionen werden als Kin-
dersklaven oder in Lohnknechtschaft, in Zwangsprostituti-
on oder als Kindersoldaten ausgebeutet.
Auch für den Export produzierte Waren werden zum großen
Teil unter Arbeitsbedingungen hergestellt, die als
„schlimmste Formen der Kinderarbeit“ eingestuft sind. So
werden wir, die Konsumenten in Deutschland – bewusst
oder unbewusst – zum Teil des Problems.
Vor diesem Hintergrund bitten wir Bund und Länder, sich
auf internationaler Ebene im Kampf gegen Kinderarbeit
verstärkt zu engagieren. Wir wünschen uns von der Bun-
desregierung noch mehr Unterstützung der Arbeit vor Ort,
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die auch von vielen deutschen Verbänden und Institutio-
nen gefördert wird, nach dem Motto „Bildung statt Kin-
derarbeit“.
Wir bitten die Bundesregierung, in Europa und auf interna-
tionaler Ebene entschlossen voranzugehen. Unter anderem
gilt es, in der WTO darauf zu dringen, im Rahmen der „All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen“ (GATT) geeignete
Maßnahmen gegen Produkte aus Kinderarbeit zu ergreifen.
Ein Importverbot für Produkte aus Kinderarbeit würde ein
wichtiges Signal setzen. In dieser Zielsetzung unterstützen
wir die Initiative des Bundesrats vom Mai 2010 (Bundes-
ratsdrucksache 309/10).
Im Einzelnen schlagen wir vor:
– eine rechtlich bindende Regelung zur Verhinderung des
Marktzugangs von Produkten aus ausbeuterischer Kin-
derarbeit,
– die Entwicklung europäischer Zertifizierungsauflagen,
– die Indizierung jener Länder, die das von 90 Prozent der
Staatengemeinschaft ratifizierte Verbot von Kinderarbeit
unterlaufen,
– eine bundesweite Aufklärungskampagne für Verbrau-
cher über Produkte aus Kinderarbeit.
Zudem erinnern wir an die Millenniumsziele der Vereinten
Nationen. Diese sehen u. a. vor, bis zum Jahre 2015 allen Kin-
dern eine Primarbildung zu ermöglichen. Bis heute haben
jedoch noch immer ca. 70 Millionen Kinder nie eine Schule
von innen gesehen. Kinderarbeit ist der Hauptgrund, der ei-
nen regulären Schulbesuch der Kinder verhindert. Ohne
Schulbildung bekommen die arbeitenden Kinder aber nie ei-
ne Chance, den Armutskreislauf zu durchbrechen.
Nachhaltige Armutsbekämpfung in den Entwicklungslän-
dern muss deshalb vor allem auch auf Bildungsinvestitio-
nen und die Durchsetzung des Rechts auf Bildung für alle
Kinder setzen.
Wir sind überzeugt: Die kritische Zivilgesellschaft in Europa
will keine Produkte kaufen, die von Kinderhänden herge-
stellt sind. Sie wartet viel mehr auf ein Zeichen der Politik.
Dies wird Exporteure und Importeure veranlassen, noch
mehr auf „kinderarbeitsfreie Produkte“ zu achten und ihre
Lieferketten entsprechend zu kontrollieren. Hier liegt er-
hebliches Potenzial.
Frankfurt a. M., Berlin, 30.05.2011
Ansprechpartner:
Heiko Pohlmann, BLBS
> Themen
Andreas Seidel, Timo Wemme
Nachwuchssorgen im Lehramtsstudium für 
berufsbildende Schulen?
Die diesjährige Analyse der Studierendenzahlen in den berufspädagogischen Studiengängen der bundesdeutschen Stand-
orte der Lehramtsausbildung setzt eine lange Tradition mit bewährten Inhalten und neuen Aspekten fort. Wurde in der
letzten Erhebung bewusst und begründet auf die Darstellung der Studierendenzahlen in berufspädagogisch orientierten
Bachelorstudiengängen verzichtet, werden diese in der diesjährigen Analyse mit betrachtet, ohne jedoch eine Prognose zu
den tatsächlich in Lehramtsstudiengängen aufwachsenden Studierenden zu wagen. Durch die Vielzahl der Studiengänge,
Profile und Abschlüsse sind eine vergleichende Darstellung und ein Ausblick auf zu erwartende Absolventenzahlen fast un-
möglich. Die Erhebung zeigt aber einen deutlichen Trend der Studierendenzahlen weg von den weiterhin existierenden
oder nach und nach auslaufenden Lehramtsstudiengängen mit Staatsprüfungs- oder Diplomabschluss hin zum „Master of
Education“. Es bleibt abzuwarten, inwieweit die vorgelagerten polyvalenten oder konsekutiven Bachelorstudiengänge in
den kommenden Jahren in der Lage sind, die Masterstudiengänge für das Lehramt mit Studierenden zu versorgen.
Vorbetrachtung
Diese Untersuchung zu den Studierendenzahlen nimmt wie
in den letzten vier Veröffentlichungen zum Thema Bezug auf
den Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 12.05.1995
i. d. F. vom 22.09.2007 (KMK 2007). Die Einbeziehung der Ba-
chelorstudiengänge in die Betrachtung erfolgt entgegen
diesem Beschluss und trägt dem Wunsch vieler Universitä-
ten nach einer entsprechenden Darstellung Rechnung. Sie
hat jedoch rein informellen Charakter.
Grundsätzlich wird als Zugangsvoraussetzung zum Vorbe-
reitungsdienst und als Grundlage der Laufbahnbefähigung
im Lehramt an berufsbildenden Schulen das Erste Staats-
examen, ein äquivalenter Masterabschluss oder ein lehr-
amtsbezogener Diplomabschluss verlangt. Immer noch sind
bundesweit alle drei Abschlüsse präsent, auch wenn im Zu-
ge der Umstellung auf Bachelor-/Mastermodelle der Lehr-
amtsausbildung die Studierendenzahlen sich langsam in
Richtung der Lehramtsmaster verschieben. Die Entwicklung
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vollzieht sich jedoch spürbar langsamer als zu diesem Zeit-
punkt aus statistischer Perspektive zu erwarten gewesen
wäre. Dies liegt nach Ansicht der Autoren jedoch überwie-
gend in der hohen Anzahl von „Reststudierenden“ der Di-
plom- und Staatsexamensstudiengänge begründet.
Der Fokus dieser Analyse soll primär die Studierendenzahlen
in Studiengängen an der Schwelle zum Vorbereitungsdienst
beleuchten, da hier eine eindeutige Ausrichtung zum Lehr-
amt gegeben ist. Die Betrachtung der häufig konsekutiv oder
polyvalent angelegten Bachelorstudiengänge kann eine sol-
che Ausrichtung nicht gewährleisten und kann auch in der
Auswertung nur spekulativ agieren. Sie soll jedoch zukünf-
tig – auch bezugnehmend auf diese und die letzten Erhe-
bungen – Prognosen zu tatsächlich aus den verschiedenen
Bachelorstudiengängen in Lehramtsmaster aufwachsenden
Studierenden ermöglichen.
Verschiedene Probleme sowohl der Erhebung als auch der
Studienmodelle sollen an dieser Stelle genannt werden. Die
Datengewinnung gestaltet sich, wie auch in der letzten Er-
hebung angemerkt, zunehmend schwieriger. Dies hat nach
Ansicht der Autoren verschiedene Gründe: Zum einen ver-
lagern sich durch Umstrukturierungsmaßnahmen und Da-
tenschutz die Zuständigkeiten für statistisches Datenmate-
rial an den Universitäten zunehmend in zentralisierte Ein-
richtungen. Des Weiteren wechseln Ansprechpartner fast
jährlich, so dass ein persönlicher Bezug, den es bis vor we-
nigen Jahren noch gab, jetzt komplett fehlt. Hieraus resul-
tiert häufig auch Unverständnis für bzw. Gleichgültigkeit
gegenüber Anfragen. Nur durch hohes persönliches Enga-
gement und häufig intensive Überzeugungsarbeit war das
Sammeln des diesjährigen Datenmaterials erfolgreich.
Nicht unerwähnt bleiben sollte, dass in diesem Jahr ein völ-
lig neues Team die Erhebung und die Auswertung durch-
führt. Natürlich waren die Autoren in der Lage, auf der ex-
zellenten Vorarbeit ihrer Vorgänger aufzubauen. Nichtsdes-
totrotz waren eine intensive Beschäftigung mit und eine
gründliche Einarbeitung in die Thematik notwendig.
In Bezug auf die verschiedenen Studiengangskonzeptionen
und Abschlüsse zeigen sich weitere, bereits in der letzten Er-
hebung thematisierte Probleme. Die Vergleichbarkeit der
Abschlüsse an der Schwelle zum Ersten Staatsexamen und
auch der vorgelagerten Bachelorstudiengänge ist aufgrund
der vielen verschiedenen Ansätze kaum gegeben. Die Aner-
kennung von Bachelorabschlüssen bei Studienortwechseln
kann sich auf diese Weise sehr schwierig gestalten. Auch im
Masterstudium führt die Verschiedenartigkeit sowohl der
akademischen Abschlüsse (M. Sc. M. Art., M. Ed.) als auch
der Gewichtung der Studieninhalte zu Schwierigkeiten
beim Vergleich der Studiengänge und somit zu möglichen
Problemen beim Wechsel der Universität. Zudem ist die un-
einheitliche Bezeichnung beruflicher Fachrichtungen an
einzelnen Standorten trotz der KMK-Vorgaben zu berufli-
chen Fachrichtungen (KMK 2007) weiterhin gang und gäbe.
Ergebnisse der Erhebung im Wintersemester
2010/11
Die Übersicht der Studierendenzahlen in berufspädagogi-
schen Studiengängen erfasst für das Wintersemester
2010/11 mit Abbildung 1 auf S. 222/223 sowohl die Studi-
enanfänger- als auch die Gesamtstudierendenzahlen in den
Master-, Diplom- und Lehramtsstudiengängen. Zusätzlich
zeigt Abbildung 2 auf S. 224/225 eine vergleichbare Auf-
stellung in den vorgelagerten Bachelorstudiengängen, wel-
che jedoch keine verlässlichen Schlussfolgerungen zur Ent-
wicklung der nächsten Jahre in den Lehramtsstudiengängen
liefern kann.
Im Vergleich zur letzten Erhebung haben sich keine gravie-
renden Veränderungen in den Studierendenzahlen ergeben.
Die Zahl der Studienanfänger hat sich insgesamt nur un-
wesentlich erhöht. Trotz weiterhin angebotener erster
Staatsprüfungs- und Diplomstudiengänge ist die Anzahl der
hier neu Immatrikulierten gegenüber den Masterstudien-
gängen stark rückläufig. Im Wintersemester 2010/11 be-
gannen in etwa doppelt so viele Studierende in den Lehr-
amtsmastern wie in den beiden anderen Modellen zusam-
men. In den Gesamtstudierendenzahlen stellt die erste
Staatsprüfung weiterhin etwa die Hälfte der Studierenden,
während Diplom- und Masterstudiengänge zu etwa glei-
chen Teilen die andere Hälfte abdecken. Die Verschiebung
der Gewichtung hin zu den Masterstudierenden wird sich in
den folgenden Jahren durch das Ausscheiden der Studie-
renden der Staatsprüfungs- und Diplomstudiengänge und
das Nachwachsen der jetzt in den vorgelagerten Bachelor-
studiengängen Immatrikulierten spürbar beschleunigen.
Ob dies zu einem Anstieg der Gesamtstudierendenzahlen in
den Lehramtsstudiengängen führen wird, ist jedoch nicht
sicher.
Weiterhin stellt die Fachrichtung Wirtschaft und Verwal-
tung den Hauptanteil sowohl der Studienanfänger als auch
der insgesamt Studierenden, was unter anderem in der ho-
hen Zahl an Studienstandorten, die diese Fachrichtung an-
bieten, begründet ist. Gegenüber dem letzten Erhebungs-
zeitraum zeigt sich hier in den Studienanfängerzahlen ein
signifikanter Anstieg um fast 20 %, während gegenstands-
orientierte Fachrichtungen (wie Metall- und Elektrotechnik)
sowie personenorientierte Fachrichtungen (wie Ernährung
und Hauswirtschaft) je etwa 10 % weniger Studienanfänger
zu verzeichnen haben.
Bei der Betrachtung und Auswertung der erhobenen Daten
für die Bachelorstudiengänge ist auf den ersten Blick zum ei-
nen die hohe Gesamtstudierendenzahl von fast 15.000 und
die Zahl der Studienanfänger von über 5.300 bemerkens-
wert. Einschränkend muss allerdings erwähnt werden, dass
hier z. T. auch nicht-lehramtsorienterte Bachelorstudiengän-
ge der Fachrichtungen erfasst wurden, die am jeweiligen
Standort potentiell in einen Lehramtsmaster wechseln könn-
ten. Zum anderen findet sich gegenüber den Master-, Di-
plom- und Staatsprüfungsstudiengängen hier ein völlig an-
deres Verhältnis zwischen den Studierendenzahlen in den
verschiedenen Fachrichtungen. Sowohl bei den Studienan-
fänger- als auch in den Gesamtstudierendenzahlen domi-
nieren die gegenstands- und personenorientierten Fachrich-
tungen gegenüber Wirtschaft und Verwaltung deutlich mit
einem Verhältnis von ungefähr 2 : 1. Es bleibt zu hoffen, dass
dies in den kommenden Jahren zu einem deutlichen Anstieg
der Studierendenzahlen der personen- und gegenstandsori-
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Abb. 1: Studierendenzahlen in berufspädagogischen Studiengängen im Wintersemester 2010/11 ohne Bachelorstudiengänge.
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Abb. 2: Studierendenzahlen in berufspädagogisch orientierten Bachelorstudiengängen im Wintersemester 2010/11, siehe Erläuterungen im Text.
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Abb. 3: Entwicklung der Studienanfängerzahlen der letzten 20 Jahre nach Fachrichtungsgruppen.
entierten Fachrichtungen in den Lehramtsmastern führt. Da
der hohe Nachwuchsbedarf in den entsprechenden Berufs-
feldern einer stagnierenden und zum Teil rückläufigen Nach-
frage nach Studienplätzen gegenübersteht, ist hier eine in-
tensivere Nachwuchswerbung und Studienberatung hin
zum Lehramtsstudium für berufsbildende Schulen sowohl
durch die Hochschulen als auch bereits in der Berufsorien-
tierung dringend notwendig.
In diesem Zusammenhang soll auch der sehr unterschiedli-
che Umgang mit so genannten Seiten- oder Quereinsteigern
in ein Lehramtsstudium genannt werden. Durch die Bache-
lor-/Masterstudienmodelle ist ein Einstieg in ein Lehramts-
studium mit einem bereits abgeschlossenen Erststudium
leichter möglich geworden. Jedoch werden sowohl Zu-
gangsvoraussetzungen als auch Studieninhalte und späte-
re Verbeamtung oder Angestelltenverhältnis durch die ein-
zelnen Hochschulen und Bundesländer verschieden defi-
niert (Pätzold 2010, S. 142).
Abschließende Bemerkungen
Anhand der vorliegenden Daten dieser Erhebung ist aktuell
eine gewisse Stagnation in den Studierendenzahlen zu ver-
zeichnen. Veränderungen sind hier erst in den nächsten zwei
bis drei Jahren zu erwarten, wenn die ersten Studierenden
die vorgelagerten Bachelorstudiengänge abschließen. In
diesem Zusammenhang kann gegebenenfalls auch eine
Prognose zu wirklich aus polyvalenten oder konsekutiven
Studienmodellen in Lehramtsmaster wechselnde Studie-
rende gemacht werden.
Noch immer ist das Spektrum der Studiengänge an der
Schwelle zum Vorbereitungsdienst vielfältig. Außer dem
Masterstudiengang, der zum Abschluss „Master of Educati-
on“ führt, werden weiterhin – wenn auch oft als Auslauf-
modelle ohne Neuimmatrikulationen – die Studiengänge
„Lehramt an berufsbildenden Schulen“ mit dem zusätzlich
möglichen Diplomabschluss „Wirtschaftspädagogik“, der
zum Abschluss „Diplomhandelslehrer“ führt, und „Medi-
zinpädagogik“ mit dem Abschluss „Diplom-Medizinpäda-
goge“ angeboten. Von 23 aufgeführten Fachrichtungen
wurde in 2011 auch im Wintersemester 2010/11 noch in
Staatsexamens- und Diplomstudiengänge immatrikuliert.
Häufig führt die Vielzahl an Studiengangsmodellen und We-
gen zum Lehramt an berufsbildenden Schulen zu Verwir-
rung bei Studieninteressenten. Eine konsequente, langfris-
tige Orientierung zum Berufswunsch „Berufsschulleh -
rer(in)“ kann selten vorausgesetzt werden.
Die Erwartungen an das Bachelor-/Mastermodell in der uni-
versitären Lehramtsausbildung sind hoch und vielschichtig.
Ob und wie die individuelle Entscheidung der einzelnen Stu-
dienstandorte für Polyvalenz und/oder Professionalisierung
(vgl. Rieken 2007, S. 106 ff.) Einfluss auf Studienwahlent-
scheidungen und Studierendenzahlen haben werden, wird
sich erst in den nächsten Jahren zeigen und somit auch, ob
die Nachwuchssorgen im Lehramt an berufsbildenden Schu-
len hierdurch zumindest ansatzweise gelöst werden kön-
nen.
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1 Problemaufriss/-darstellung
Die unzureichende Lesekompetenz vieler Berufsschüler/-in-
nen (z. B. PISA, ULME I) ergänzt durch empirische Belege über
einen Zusammenhang zwischen Lesekompetenz und be-
rufsfachlicher Kompetenzentwicklung (Nickolaus/Geißel/
Gschwendtner 2008a; Lehmann/Seeber/Hunger 2007) zei-
gen die Notwendigkeit entsprechender Förderung auch im
berufsbildenden Kontext. Gleichzeitig führen nach dem Kon-
zept des Reciprocal Teaching (Palinscar/Brown 1984) durch-
geführte Interventionen zur Förderung der Lesekompetenz
im Berufsschulunterricht (Ziegler/Gschwendtner 2010) so-
wie andere Fördermaßnahmen (im Überblick Keimes/Rexing
2011) kaum zu den erhofften positiven Effekten. Insbeson-
dere die problematische motivationale Einstellung der Be-
rufsschüler/-innen zum Lesen kann als wesentliche Ursache
für die defizitäre Wirksamkeit von Fördermaßnahmen iden-
tifiziert werden, was durch eine weitere Untersuchung zur
Wirksamkeit des Reciprocal Teaching-Ansatzes in Kleingrup-
pen gestützt wird (Ziegler/Keimes 2011). Berufsschüler/-in-
nen ist die Relevanz von Lesekompetenz im beruflichen Kon-
text offensichtlich nicht transparent. Wirksame Interventi-
onskonzepte müssen daher im Sinne subjektiver Bedeut-
samkeit von Lerninhalten (Schiefele/Streblow 2006) von be-
ruflichen Leseanforderungen ausgehen.
Der folgende Aufsatz stellt Befunde einer Ergänzungsstudie
zu Reciprocal Teaching in gewerblich-technischen Bildungs-
gängen vor, woraus weiterer Forschungsbedarf im Kontext
von Lesekompetenzförderung abgeleitet und im Rahmen ei-
ner Projektskizze konkretisiert wird und erste Befunde be-
richtet werden. Für das weitere Verständnis erfolgt zunächst
eine Einordnung bzw. kurze Beschreibung des Reciprocal
Teaching-Ansatzes im Kontext von Lesekompetenzförde-
rung in der beruflichen Bildung.
2 Maßnahmen zur Leseförderung
Aus dem Problem unzureichender Lesekompetenz vieler
Schüler/-innen an der ersten Schwelle wurde die Notwen-
digkeit abgeleitet, die Förderung von Lesekompetenz auch
als Aufgabe der beruflichen Bildung wahrzunehmen. Infol-
gedessen gab es zahlreiche Bemühungen, Lesekompetenz-
defizite durch entsprechende Fördermaßnahmen auszu-
gleichen. Mit den Modellversuchen „Leseförderung in der
Berufsbildung“, VERLAS und VOLI, der Sprachförderung im
Projekt MDQM sowie den Interventionsstudien zu Recipro-
cal Teaching liegen für den Berufsbildungskontext differen-
zierte Ansätze der Lesekompetenzförderung vor (im Über-
blick Keimes/Rexing 2011). Zur methodischen Gestaltung
und Wirksamkeit dieser Förderansätze gibt es bislang aller-
dings nur wenige belastbare Befunde. Lediglich die Inter-
ventionsstudien zu Reciprocal Teaching aus einem mehr-
jährigen Forschungszyklus von Gschwendtner/Ziegler u. A.
wurden durch Tests und Prozessdaten systematisch empi-
risch begleitet, um die Wirksamkeit der Lesekompetenzent-
wicklung quantitativ zu erfassen (Gschwendtner/Ziegler
2006a/b; Petsch/Ziegler/Gschwendtner et al. 2008; Petsch
2009). Leitend war dabei die Frage, inwieweit der in ande-
ren institutionellen Kontexten positiv evaluierte Ansatz
Reciprocal Teaching von Palincsar und Brown (1984; Brown/
Palincsar 1989) auch für den Regelunterricht an beruflichen
Schulen zur Lesekompetenzförderung geeignet ist. Pa-
lincsar und Brown verbinden in ihrem Ansatz Erkenntnisse
aus der Experten-Novizen-Forschung mit theoretischen
Überlegungen aus der Lehr-Lernforschung und klären damit
sowohl die Frage nach dem Inhalt als auch nach der Methode
zur Lesekompetenzförderung. Inhaltlicher Kern ist die Ver-
mittlung von Strategien der Verstehenskontrolle und Ver-
stehensüberwachung im Rahmen eines wechselseitigen
Lehr-Lern-Arrangements. Unter Anwendung von vier zen-
tralen Strategien (Klären unbekannter Wörter, Zusammen-
fassen, Vorhersagen zum Fortgang des Textes treffen, Fra-
gen an den Text stellen) erarbeiten die Schüler/-innen in ei-
nem sich idealiter entwickelnden kooperativen Gruppen-
prozess Texte mit unterschiedlichen Anforderungsprofilen.
Die methodische Umsetzung rekurriert dabei auf den Cog -
nitive Apprenticeship-Ansatz nach Collins, Brown und
Christina Keimes, Volker Rexing, Birgit Ziegler
Leseanforderungen im Kontext beruflicher 
Arbeit
Empirische Befunde und Konsequenzen für die Entwicklung
adressatenspezifischer integrierter Konzepte zur Förderung von 
Lesestrategien
Erfahrungen mit direkten Förderkonzepten der Lesestrategieförderung in der beruflichen Bildung sind eher ernüchternd
in Bezug auf deren Wirksamkeit. Mit Blick auf mögliche Gründe sind Hinweise auf die berufliche Relevanz bzw. den Bezug
zu authentischen beruflichen Handlungssituationen von besonderer Bedeutung für die Entwicklung wirksamer Ansätze
für die Lesekompetenzförderung. Der vorliegende Aufsatz stellt empirische Befunde dar, die diese These stützen, und skiz-
ziert einen darauf aufbauenden Forschungsansatz, in dem über einen arbeitsanalytischen Zugang adressatenspezifische,
integrierte Konzepte zur Förderung von Lesestrategien entwickelt werden sollen.
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Leseanforderungen im Kontext beruflicher Arbeit
Newman (1989) und umfasst die Lehrgriffe des Modeling,
Coaching und Scaffolding.
3 Ergänzungsstudie zu Reciprocal Teaching in
Kleingruppen am BK Jülich
Die Befunde der Interventionsstudien zur Förderung der Le-
sekompetenz unter Reciprocal Teaching dokumentieren auf
einer globalen Betrachtungsebene keine Effekte zugunsten
der Interventionsklassen. Auch hinsichtlich motivationaler
Ausprägungen entwickelten sich die am Lesestrategietrai-
ning beteiligten Schüler/-innen nicht günstiger als die Kon-
trollklassen (Ziegler/Gschwendtner 2010).
Vor dem Hintergrund dieser Defizitbefunde wurde im Rah-
men eines Studierendenprojekts im Zeitraum von November
2009 bis Februar 2010 am Institut für Erziehungswissen-
schaft der RWTH Aachen eine ergänzende Studie zu Reci-
procal Teaching am Berufskolleg Jülich, Nordrhein-Westfa-
len, initiiert. In die Ergänzungsstudie waren als Experimen-
talklasse Auszubildende zum Mechaniker für Land- und Bau-
maschinentechnik (N = 28), als Kontrollgruppe Auszubilden-
de zum Tischler (N = 27) einbezogen, die im Rahmen ihrer be-
ruflichen Ausbildung die Teilzeitberufsschule besuchen.
Die Intention dieser Studie bestand in einer konzepttreuen
Umsetzung des Förderansatzes: Wie in den beiden Initial-
studien von Palincsar und Brown wurde das Lesetraining in
diesem Projekt in Kleingruppen mit drei bis fünf Schülern
durchgeführt und darüber hinaus von Studierenden nach ei-
ner intensiven Schulung begleitet. Zunächst erfolgte eine
Einführung der Schüler in das Training durch gezieltes Ein-
üben der vier Lesestrategien unter Vermittlung metakogni-
tiven Strategiewissens, um Nutzen und Anwendungsbedin-
gungen der Strategien kennenzulernen und zu internalisie-
ren. Zur Sicherung der Umsetzungsqualität wurde jede ein-
zelne Trainingsstunde im Detail von den Studierenden vor-
bereitet, indem gemeinsam Lernerwartungen/Ziele formu-
liert, die Eignung des Textmaterials diskutiert, Stundenver-
läufe simuliert und mögliche Arbeitsergebnisse der Schüler
antizipiert wurden.
Bezüglich der Forschungsmethodik kamen die auch in den
DFG-Studien verwendeten diagnostischen Instrumente zum
Einsatz (Ziegler/Gschwendtner 2010). Im Einzelnen wurden
in den Pre- und Posttests das Leseverständnis, das Lesestra-
tegiewissen sowie die Fähigkeiten des Zusammenfassens
und des Fragenstellens der Schüler/-innen erhoben. Darüber
hinaus wurden im Eingangstest die Lesegeschwindigkeit
und die kognitiven Grundfähigkeiten der Schüler/-innen er-
fasst. Ergänzend wurden mit den einzelnen Schülergruppen
der Interventionsklasse zum Abschluss des Lese strategietrai-
nings leitfadengestützte Interviews durchgeführt.
3.1 Befunde
Ausgehend von ersten Analysen zur Leistungsentwicklung
im Leseverständnis werden die Befunde aus den DFG-Stu-
dien weitgehend bestätigt. Hinsichtlich der Testergebnisse
im Pretest unterscheiden sich Experimental- und Kontroll-
klasse kaum. Im Posttest bleiben die Testwerte der Experi-
mentalgruppe nahezu konstant auf dem Eingangsniveau,
wogegen ein auffälliger Leistungsabfall der Kontrollklasse
bei allen Testwerten konstatiert werden muss, der vermut-
lich auf mangelnde Testmotivation zurückzuführen ist.
Wenngleich auf einer globalen Betrachtungsebene kaum 
erwartete Kompetenzentwicklungen unter Reciprocal 
Teaching zu verzeichnen sind, deuten zumindest die Ergeb-
nisse des Leseverständnistests an, dass die Subgruppe der
schwächeren Schüler Leistungszugewinne erzielt hat.
Die auch im Kleingruppenkontext weitgehend ausbleiben-
den Interventionseffekte stellen insofern die adressatenun-
spezifische Eignung des Konzepts in Frage. Bestätigt wur-
den wiederum die Befunde zu den ungünstigen motivatio-
nalen Entwicklungen, die sich bereits in den Vorgängerstu-
dien abbildeten (vgl. Ziegler/Gschwendtner 2010). Wesent-
licher Indikator dafür war die problematische Arbeitshal-
tung der Schüler während der Trainingsphasen, die sich in
ablehnender Haltung, geringer Beteiligung und Schwierig-
keiten bei der methodenspezifischen Übernahme von Rol-
len artikulierte und einen entscheidenden Kontrast zu den
Beobachtungen von Palincsar und Brown darstellen, die ge-
rade innerhalb der Kleingruppen intensive Kommunikation
und zielgerichtete Interaktionen feststellen konnten (vgl.
Palincsar/Brown 1984).
Ausgehend von dieser Erfahrung wurden nach Abschluss
der Intervention mit den einzelnen Schülergruppen Inter-
views mit der Intention durchgeführt, um Hinweise auf die
subjektiv wahrgenommene Relevanz der Lesekompetenz in
der beruflichen Ausbildungsrealität zu erhalten und das Le-
setraining abschließend von den Schülern evaluieren und bi-
lanzieren zu lassen. In diesem Kontext leitend waren Fragen
nach (1) ausbildungsrelevanten Textsorten, (2) konkreten
Leseanlässen innerhalb der Ausbildung und (3) der persön-
lichen Einstellung zum Lesen.
In den in Anlehnung an Mayring analysierten Interviews ver-
weisen die angehenden Land- und Baumaschinenmechani-
ker an erster Stelle auf das Werkstatthandbuch, nachgeord-
net auf Fachzeitschriften, Tabellen, Betriebsanleitungen
und Diagramme als zentrales ausbildungsrelevantes Text-
material. Konkrete Leseanlässe innerhalb der beruflichen
Ausbildung werden am häufigsten mit dem Berufsschulun-
terricht und den Prüfungsvorbereitungen assoziiert. Das
Nachschlagen in Handbüchern im Zusammenhang mit
Montagen und Reparaturen, bei Inventuren, Inspektionen
und Ölwechseln stellen nach Angaben der Auszubildenden
darüber hinaus weitere exemplarische Lesesituationen dar.
Auffällig war im Kontext der Befragung, wie schwer es den
Schülern fiel, spontan Textmaterial bzw. Leseanlässe aus ih-
rem beruflichen Alltag zu nennen. Es bedurfte mehrfacher
Impulse und wiederholter Nachfragen, bis die Schüler ent-
sprechende Antworten geäußert haben.
Für die dritte Kategorie, die Einstellung zum Lesen, soll
exemplarisch ein paraphrasiertes, aber prägnantes Schüler-
zitat repräsentativ die Lesemotivation der befragten Ju-
gendlichen abbilden:
„Ich habe immer nur in der Schule gelesen, wenn es wichtig
war, wenn ich musste. Zuhause lese ich kaum . . . Bücher ei-
gentlich gar nicht.“
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das Kernziel dieses arbeitsanalytischen Ansatzes die Be-
stimmung von authentischen beruflichen Handlungssi-
tuationen, bei deren Bewältigung Lesekompetenz von Be-
deutung ist, ohne dass die betriebliche Praxis als alleini-
ge Referenz für die Legitimation berufspädagogischen
Handelns angesehen wird.
4 Projektskizze
Im Folgenden wird ein an der RWTH Aachen initiiertes Projekt
skizziert, das im Wesentlichen auf den Befunden der Inter-
ventionsstudien zu Reciprocal Teaching bzw. der hier vorge-
stellten Ergänzungsstudie am Berufskolleg Jülich basiert.
Ausgehend von der spezifischen beruflichen Realität bzw.
Ausbildungsrealität werden in dualen Bildungsgängen des
Berufsfelds Bautechnik berufs- bzw. bildungsgangspezifische
Interventionen für die integrative Lesestrategieförderung
entwickelt. Der erste exemplarische Zugang im Ausbildungs-
beruf Maurer/-in, legitimiert durch die eher niedrigen kogni-
tiven Eingangsvoraussetzungen und großen Defizite im Be-
reich der Lesekompetenz der Auszubildenden (Norwig/
Petsch/Nickolaus 2010), wird im weiteren Verlauf ergänzt
durch die Einbeziehung eines Ausbildungsberufes mit relativ
hohen kognitiven Eingangsvoraussetzungen (z. B. Bauzeich-
ner), um eine möglichst umfassende Einschätzung der Wirk-
samkeit entsprechender Förderinterventionen zu erhalten.
In Anlehnung an die Differenzierung von Rahmenbedin-
gungen für Fördersituationen auf drei Ebenen (Fried-
rich/Mandl 1992) nimmt der hier gewählte Forschungsan-
satz insbesondere die Mikroebene didaktischen Handelns in
den Blick, also die Entwicklung von Lesekompetenzförde-
rung intendierenden Lernsituationen. Allerdings ist eine
systemische Betrachtung angezeigt aufgrund der Bedeu-
tung von Determinanten auf den weiteren Handlungsebe-
nen. Übergeordnete Zielsetzungen beruflicher Bildung bzw.
organisatorische Charakteristika dualer Bildungsgänge
(Makroebene) sowie strukturelle Charakteristika der rele-
vanten Rahmenlehrpläne und Curricula (Mesoebene) kön-
nen bei der Entwicklung von Förderkonzepten nicht außen
vor gelassen werden.
4.1 Forschungsdesign
Die Absicht, ausgehend von der spezifischen beruflichen
Realität bzw. Ausbildungsrealität, ein berufs- bzw. bil-
dungsgangspezifisches Förderkonzept zu entwickeln, erfor-
dert in einem ersten Schritt eine im Hinblick auf die Bedeu-
tung der Lesekompetenz fokussierte systematische Analy-
se der Ausbildungsrealität. Entsprechende Informationen
können im Kontext bzw. mit Methoden berufswissen-
schaftlicher Qualifikationsforschung gewonnen werden
(Spöttl 2008, S. 163). Von den angebotenen Methoden wer-
den im hier gegebenen Forschungskontext zunächst Inter-
views mit den auf der betrieblichen Seite der Ausbildung be-
teiligten Akteuren durchgeführt, insbesondere mit (formal
bzw. informell qualifizierten) Ausbildern. Ergänzt wird dies
in Abhängigkeit der dann vorliegenden Datenlage ggfs.
durch Arbeitsbeobachtungen, um weitere (möglichst ob-
jektivierte) Informationen über die betriebliche Ausbil-
dungsrealität zu gewinnen.
Ausgehend von den an dieser Stelle skizzenhaft dargestell-
ten Ergebnissen der Interviewauswertung lassen sich drei
zentrale Schlussfolgerungen ableiten:
– Die subjektive Bedeutung von Lesekompetenz wird für
den Ausbildungsberuf von Schülern als gering einge-
schätzt.
– Schüler assoziieren berufliche Lesesituationen primär mit
dem Berufsschulunterricht.
– Gleichzeitig nehmen Leseaktivitäten in der betrieblichen
Ausbildungspraxis eine eher untergeordnete Bedeutung
ein und werden offenbar häufig nicht unterstützt. Viel-
mehr werden Auszubildende aus arbeitsökonomischen Er-
wägungen angehalten, bei Verständnisfragen Vorgesetz-
te zu konsultieren, statt sich Informationen selbständig
durch Lesen anzueignen.
Insbesondere die letzte Konklusion basiert auf folgender
exemplarisch ausgewählter Schüleräußerung:
„Wenn man die Zeit dazu hat, dann lasse ich mir unbe-
kannte Wörter vom Gesellen oder Meister erklären. Wenn
man auf der Arbeit anfängt, genau zu lesen, dann kommt
das ein bisschen blöd. Dann wird man vom Gesellen oder
Meister ermahnt, man sollte doch arbeiten, anstatt den
Text zu lesen.“
Die hier nur skizzenhaft dargelegten Ergebnisse können als
Ausdruck der ungünstigen Bedingungen für die Förderung
der Lesefähigkeiten von Auszubildenden gewertet werden.
Wie aus den Gruppeninterviews hervorging, sind den meis-
ten Schülern ausbildungsbezogene Leseaktivitäten nicht
bewusst. Funktionales Lesen scheint in der betrieblichen
Ausbildungspraxis keine notwendige Voraussetzung für die
berufliche Leistungsfähigkeit darzustellen.
3.2 Zusammenfassung/Konsequenzen
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Er-
gebnisse der Ergänzungsstudie empirische Befunde im Be-
reich der Leseförderung weiter bestätigen, die eine proble-
matische motivationale Einstellung zum Lesen als eine mög-
liche Ursache für die geringe Wirksamkeit entsprechender
Konzeptionen identifizieren (vgl. Gschwendtner/Ziegler 2006
a/b; Petsch 2009; Ziegler/Gschwendtner 2010). Darüber hi-
naus gibt es Hinweise darauf, dass den Berufsschülern/-in-
nen die berufsspezifische Relevanz von Lesekompetenz nicht
deutlich ist. Die in diesem Kontext offensichtlich werdende
betriebliche Realität könnte zu diesen Defiziten beitragen.
Um dies zu verifizieren, sollen zunächst weitere fundier-
te Hinweise auf die Bedeutung der Lesekompetenz in der
beruflichen Realität der Auszubildenden generiert wer-
den. Insbesondere relevant ist eine (fachwissenschaftli-
che bzw. fachdidaktische) Analyse der bildungsgangspe-
zifischen Bedeutung von Lesekompetenz als bildungs-
theoretisch begründetes Korrektiv (vgl. Nickolaus/Gei-
ßel/Gschwendtner 2008 b). Gerade dieser Aspekt ist vor
dem Hintergrund geringer Bedeutung des Lesens in der
betrieblichen Ausbildungsrealität besonders relevant, da
die Schule hier eine kompensierende Funktion einnehmen
muss, wenn das Leitziel beruflicher Bildung (berufliche
Handlungskompetenz) erreicht werden soll. Folglich ist
Leseanforderungen im Kontext beruflicher Arbeit
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Die schulische Seite der dualen Ausbildung wird zunächst
über eine Dokumentenanalyse der entsprechenden Richt-
linien/Lehrpläne des Bildungsgangs Maurer/-in einbezo-
gen. Ergänzt wird dies durch Interviews mit an der Aus-
bildung beteiligten Lehrkräften aller Fächer. Informatio-
nen über die Organisation von für die Entwicklung der Le-
sekompetenz relevanten schulischen Lernprozesse ver-
vollständigen das Bild der Ausbildungsrealität und er-
scheinen auch deshalb angezeigt, weil keine Befunde über
die Nutzung curricular verankerter Leseanlässe für die (in-
direkte) Strategievermittlung bzw. die Organisation von
Lehr-Lernarrangements mit dem Ziel der Lesekompetenz-
förderung im lernfeldorientierten Unterricht vorliegen
(Ziegler/Gschwendtner 2010). Ein wirklich umfassendes
Bild wird letztendlich über Befragungen der Auszubildenden,
fokussiert auf deren Wahrnehmungen beruflicher und schu-
lischer Relevanz von Lesekompetenz, realisiert. Bisher vorlie-
gende Befunde aus anderen gewerblich-technischen Bil-
dungsgängen (Berufsfeldern) geben zwar erste Hinweise
(Ziegler/Keimes 2011), müssen aber berufsfeld- bzw. bil-
dungsgangspezifisch verifiziert werden.
4.2 Aktueller Arbeitsstand/erste Ergebnisse
Die auf die Relevanz der Lesekompetenz fokussierte Ana-
lyse des für den berufsschulischen Lernort leitenden Cur-
riculums zeigt ein interessantes Bild. Die tabellarische Auf-
stellung (Tab.  1) der beruflichen Grundbildung verdeut-
licht, dass lediglich in einem Lernfeld explizit die Vokabel
„Lesen“ aufgeführt ist und dies im Kontext einer Tätigkeit
(das Lesen von Zeichnungen), die im sonst üblichen Ver-
ständnis von Lesen eher weniger assoziiert wird. Allerdings
werden in allen Lernfeldern implizite Leseanlässe deutlich
und dies für kontinuierliche Texte (z. B. „Planen eines Bau-
Lernfeld
explizite
Leseanlässe
im Lehrplan
implizite Leseanlässe im Lehrplan
Berufliche Grundbildung
Einrichten einer Baustelle Lesen
von Plänen
zur Baustelleneinrichtung
– Planen eines Baustelleneinrichtungsplans unter
Beachtung der Arbeitsschutzvorschriften
bzw. Vorschriften des Umweltschutzes
– Zeichnen eines Baustelleinrichtungsplans
mit Hilfe von Tabellenwerken
Erschließen und
Gründen eines Bauwerkes
– Planen der Herstellung von Baugruben und
Gräben unter Berücksichtigung der
Unfallverhütungsvorschriften
– Auswählen von Geräten für das Ausheben,
Einbauen und Verdichten des Bodens
Mauern eines
einschaligen Baukörpers
– Beachten des Arbeitsschutzes bei der
Aufstellung von Arbeitsgerüsten
– Durchführen von Mengen- und
Materialermittlungen anhand von Tabellen
– Entscheiden für Baustoffe
Herstellen eines
Stahlbetonbauteiles
– Bestimmen der Zusammensetzung des
Betons anhand von Tabellen
Herstellen einer
Holzkonstruktion
– Treffen von Entscheidungen zum Holzschutz
– Wählen des Holzes, der Verbindungen
bzw. der Bearbeitungswerkzeuge
Beschichten und Bekleiden
eines Bauteiles
– Auswählen von Beschichtungs-,
Bekleidungs- und Belagmaterialien
Tab. 1: Leseanlässe in der beruflichen Grundbildung des Ausbildungsberufs Maurer/-in (vgl. MSW NRW 2008a)
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stelleneinrichtungsplans unter Beachtung der Arbeits-
schutzvorschriften bzw. Vorschriften des Umweltschut-
zes“) und diskontinuierliche Texte (z.  B. „Bestimmen der
Zusammensetzung des Betons anhand von Tabellen“).
Die auf die berufliche Grundbildung bezogenen Aussagen
über die Quantität von Leseanlässen bzw. bezüglich der Re-
levanz von Lesekompetenzen im Lehrplan des Bildungs-
gangs Maurer/-in kann in gleicher Weise auch für die Fach-
stufen gemacht werden. Bezogen auf alle Ausbildungsjah-
re finden sich drei explizite Nennungen von Leseanlässen,
darüber hinaus aber in allen Lernfeldern diverse weitere im-
plizite Nennungen (vgl. MSW NRW 2008b). Diese Feststel-
lung ist durchaus repräsentativ für andere gewerblich-tech-
nische Bildungsgänge (vgl. Ziegler/Gschwendtner 2011).
Die Aussagen bezüglich der berufsschulischen Curricula
können im Übrigen auf den entsprechenden Ausbildungs-
rahmenplan (BMWI 1999) ohne relevante Einschränkungen
übertragen werden (Tab. 2).
Teil des Ausbildungs-
berufsbildes
explizite
Leseanlässe
implizite Leseanlässe
Berufliche Grundbildung
Berufsbildung,
Arbeits- und Tarifrecht
– Entnehmen wesentlicher Informationen
aus dem Ausbildungsvertrag
– Entnehmen wesentlicher Informationen aus den
relevanten Tarifverträgen
Sicherheit und
Gesundheitsschutz
bei der Arbeit
– Anwenden berufsbezogener Arbeitsschutz- und
Unfallverhütungsvorschriften
– Anwenden von Vorschriften des vorbeugenden
Brandschutzes
Umweltschutz – Anwenden geltender Regeln des Umwelt-
schutzes
Auftragsübernahme,
Leistungserfassung,
Arbeitsplan und Ablaufplan
– Verstehen des Arbeitsauftrages
– Prüfen der ausgeführten Arbeiten
anhand von Vorgaben
Einrichten, Sichern und Räumen
von Baustellen
– nach Vorgaben Arbeits- und Schutzgerüste
aufbauen, unterhalten und abbauen
Prüfen, Lagern und
Auswählen von Bau- und
Bauhilfsstoffen
– nach Vorgabe Bau- und
Bauhilfsstoffe … abrufen
Lesen und Anwenden
von Zeichnungen,
Anfertigen von Skizzen
Lesen
und Anwenden
von Zeichnungen
und Skizzen
– Ermitteln von Mengen anhand von
Zeichnungen und Skizzen
Herstellen von Bauteilen
aus Beton und Stahlbeton
– Herstellen von Beton nach Rezept
Herstellen von Baukörpern
aus Steinen
– Herstellen von Mörtel nach
vorgegebenen Mischungsverhältnissen
Tab. 2: Leseanlässe im Ausbildungsberuf Maurer/in im Ausbildungsrahmenplan (BMWI 1999)
Leseanforderungen im Kontext beruflicher Arbeit
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Auch wenn im hier relevanten Berufsfeld Bautechnik noch
keine Befunde systematischer Forschung vorliegen, die Aus-
sagen über die Bedeutung von Lesekompetenz für die be-
triebliche Ausbildungsrealität der Schüler/-innen zulassen,
kann dennoch, rekurrierend auf die oben aufgeführten Be-
funde in anderen gewerblich-technischen Berufsfeldern, ei-
ne auf die Bedeutung der Lesekompetenz bezogene Diskre-
panz vermutet werden zwischen den (bildungstheoretisch
reflektierten) Lehrplänen der Berufsschule und der betrieb-
lichen Ausbildungsrealität. Diese Hypothese wird im Kon-
text des hier skizzierten Forschungsdesigns allerdings noch
überprüft.
5 Fazit und Ausblick
Negative motivationale Entwicklungen bei der Lesekompe-
tenzförderung (Gschwendtner/Ziegler 2006 a/b; Petsch
2009; Ziegler/Gschwendtner 2010) können unter anderem
auf eine fehlende Relevanzzuschreibung entsprechender
Maßnahmen seitens der Berufsschüler/-innen zurückge-
führt werden (Ziegler/Gschwendtner 2010; Kitzig/Pätzold/
von der Burg/Kösel 2008). Befunde aus einer Ergänzungs-
studie zur Wirksamkeit von Reciprocal Teaching im Klein-
gruppenkontext in gewerblich-technischen Bildungsgän-
gen stützen diese Hypothese und geben wichtige Hinweise
auf die betriebliche Ausbildungsrealität, in der Lesen eine
untergeordnete bis keine Bedeutung hat (Ziegler/Keimes
2011). Dies steht im Gegensatz zu den curricularen Vorga-
ben und weiteren übergeordneten Richtlinien für die Be-
rufsschule, in denen eine Relevanz von Lesekompetenz in be-
ruflichen Handlungssituationen deutlich erkennbar ist. Da-
her ist innerhalb eines systemischen Ansatzes insbesonde-
re die Mikroebene didaktischen Handelns in den Blick zu
nehmen (Friedrich/Mandl 1992). Kernziel ist die integrative
Förderung von Lesekompetenz (Lesestrategien) in Lernsi-
tuationen mit einem erkennbaren Bezug zu authentischen
beruflichen Handlungssituationen, in denen die Relevanz
von Lesekompetenz für die Berufsschüler/-innen transpa-
rent ist. Als Grundlage dient eine systematische und be-
rufsspezifische Analyse der betrieblichen Ausbildungsreali-
tät in gewerblich-technischen Bildungsgängen, ohne dass
diese alleinige Bezugsgröße bei der Organisation beruflicher
Bildungsprozesse sein kann (vgl. Nickolaus/Geißel/ 
Gschwendtner 2008b).
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1 Einleitung
Die berufliche Benachteiligtenförderung ist in den vergan-
genen Jahren und Jahrzehnten immer mehr ins gesell-
schaftliche Bewusstsein gerückt. Die Geschichte zeigt, dass
es seit den Anfängen der Berufsschule bis heute immer Ju-
gendliche gab, die berufsschulpflichtig waren und in keinem
Ausbildungsverhältnis standen. Die Gründe für die Ausbil-
dungslosigkeit und die Zusammensetzung der Klientel ha-
ben sich im Laufe der Zeit allerdings stark verändert. Galt in
den 1950er-Jahren die junge Frau vom Land als besonders
benachteiligt, so trifft dies heutzutage vorrangig auf Ju-
gendliche aus sozial schwachen Schichten sowie Jugendli-
che mit Migrationshintergrund zu. Es ist davon auszugehen,
dass es sich bei den Schwierigkeiten im Übergang von der
Schule in die Berufsausbildung nicht um ein vorübergehen-
des Phänomen handelt. Und dennoch spiegelt die Bil-
dungslandschaft im Bereich der Benachteiligtenförderung
eine inkohärente Abfolge verschiedenster schulischer und
außerschulischer berufsvorbereitender Maßnahmen, Mo-
dellversuche, Sofortprogramme und Initiativen wider, die
noch zu wenig aufeinander abgestimmt sind. Schelten
(2006) beklagt, dass die Berufspädagogik im Grunde seit
über 50 Jahren kein Lösungskonzept für Jugendliche ohne
Ausbildungsplatz entwickelt hat. Er macht deutlich, dass die
Berufsschule ihre Legitimation nicht mehr ausschließlich
über die Berufsausbildung erfährt, sondern gleichrangig
über die Berufsvorbereitung in ihren vielfältigen Variatio-
nen. Dabei betont er, dass vor allem mit Hilfe der Förderung
der personalen Kompetenzen die individuelle Integration
dieser Jugendlichen in die Berufswelt vorangetrieben wer-
den kann (vgl. Schelten 2006, S. 243/244). Neben der Ver-
antwortung gegenüber den Jugendlichen spricht deren
über Jahrzehnte hinweg kontinuierliche Präsenz mit rund
30 bis 35 % aller Schüler an berufsbildenden Schulen dage-
gen, diese Jugendlichen von berufspädagogischer Seite zu
ignorieren und zu vernachlässigen (vgl. Kipp 2007, S. II).
2 Vorstellung der Untersuchung
Gegenstand der hier vorgestellten Untersuchung (Erban
2010) sind die Absolventen eines Jahrganges des Berufsvor-
bereitungsjahres der Berufsschule zur Berufsvorbereitung
in München. Neben der Erfüllung der Schulpflicht ist eine
wesentliche Aufgabe der Schule, die Integrationsmöglich-
keiten dieser Jugendlichen ins Berufsleben zu verbessern.
Die als Wirkungs- und Verbleibsforschung angelegte explo-
rative Untersuchung umfasst fünf Schwerpunkte, bei der ei-
ne deskriptive Statistik herangezogen wird: Zunächst er-
folgt die Deskription möglicher Formen von Benachteili-
gung (t1), die bei den Absolventen des Berufsvorberei-
tungsjahres eines Jahrgangs vorliegen. Des Weiteren wird
der Verbleib (t1) aller BVJ-Absolventen im Anschluss an das
Berufsvorbereitungsjahr erfasst. In der Folge konzentriert
sich die Untersuchung über einen Zeitraum von dreieinhalb
Jahren auf den Karriereverlauf der 60 von 169 BVJ-Absol-
venten, die im Anschluss an das Berufsvorbereitungsjahr ei-
ne Ausbildung begonnen haben (t2–t4). Ein weiterer Un-
tersuchungsschwerpunkt besteht darin, die Wirksamkeit
(t2) des Berufsvorbereitungsjahres aus Sicht eben dieser
BVJ-Absolventen beurteilen zu lassen. Ergänzt wird die ex-
plorative Untersuchung durch vertiefende Fallstudien mit
elf Jugendlichen (t2). Die narrativ angelegten Interviews do-
kumentieren die individuellen Dispositionen der Jugendli-
chen beim Eintritt in das Berufsvorbereitungsjahr. Sie zeich-
nen nach, auf welchen Wegen die Jugendlichen in das Be-
rufsvorbereitungsjahr gelangt sind und wie sie mit Schwie-
rigkeiten in der anschließenden Ausbildung umgehen. Der
fünfte Untersuchungsschwerpunkt beleuchtet die berufli-
che und persönliche Lebenssituation der BVJ-Absolventen
während ihrer Berufsausbildung (t2–t4). Die Darstellung
der in der Untersuchung eingesetzten Methoden in Abbil-
dung 1 auf S. 234 ermöglicht einen Überblick über den zeit-
lichen Verlauf sowie der beteiligten Personen.
3 Ergebnisse
3.1 Formen der Benachteiligung
Der Blick auf die Adressaten des Berufsvorbereitungsjahres
zeigt, dass ein Großteil der Jugendlichen (56,8 %) die Haupt-
schule ohne Schulabschluss verlässt. Teilweise wird die
Hauptschule sogar nur bis zur achten Klasse besucht. Unter
anderem können Lernschwierigkeiten, Verhaltensauffällig-
keiten, Probleme im häuslichen Umfeld, unzureichende Un-
terstützung durch Eltern oder Lehrkräfte in der Hauptschu-
le oder auch unerwartet eintretende Schicksalsschläge da-
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zu geführt haben, dass über die Hälfte der 169 befragten
BVJ-Absolventen ohne Schulabschluss in das Berufsvorbe-
reitungsjahr eintreten.
Bei der Deskription des BVJ-Jahrgangs fällt der hohe Pro-
zentsatz von Jugendlichen mit Migrationshintergrund auf
(75 %). Besonders hervorzuheben ist eine Gruppe von nicht-
deutschen Jugendlichen, die, ohne im Vorfeld eine deutsche
Schule besucht zu haben, in das Berufsvorbereitungsjahr
eintritt. Nur teilweise sind sie freiwillig nach Deutschland
gekommen. Zudem mussten sie nicht selten einige Jahre oh-
ne ihre Familien verbringen. Vor allem Jugendliche mit au-
ßereuropäischer Schulbildung haben Schwierigkeiten, die in
ihrer Heimat erworbenen schulischen Qualifikationen auf
dem deutschen Ausbildungsmarkt wirksam einzubringen.
Die Anzahl der Teilnehmer am schulinternen Deutsch-För-
derkurs verweisen zudem auf große Sprachdefizite, die ei-
ne erfolgreiche Integration in die Berufswelt mit beein-
trächtigen. Dagegen spielen statusrechtliche Schwierigkei-
ten eher eine untergeordnete Rolle.
Neben der hohen Anzahl von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund fällt außerdem auf, dass die Jugendlichen über-
wiegend in Stadtbezirken mit (sehr) hohem sozialpoliti-
schem Handlungsbedarf leben (67,9 %). Die Angaben zur Be-
rufstätigkeit der Eltern liegen überwiegend im Bereich der
einfachen manuellen Berufe und der einfachen persönli-
chen Dienstleistungen, bei denen über 60 % Ungelernte zu
finden sind. Darüber hinaus beschreiben ein Drittel der Be-
fragten ihre Mutter als Hausfrau und damit als nicht be-
rufstätig.
3.2 Verbleib
Die Untersuchung des Verbleibs im Anschluss an das Be-
rufsvorbereitungsjahr zeigt, dass 60 von 169 BVJ-Absol-
venten in ein Ausbildungsverhältnis münden. Wie in Abbil-
dung 2 auf S. 235 zu sehen ist, ist dreieinhalb Jahre nach
Beendigung des Berufsvorbereitungsjahres einem guten
Drittel dieser 60 Absolventen der erfolgreiche Abschluss der
Berufsausbildung geglückt. Ein weiteres Drittel dieser 60
Absolventen befindet sich aufgrund Ausbildungswechsel
und Lernschwierigkeiten weiterhin in Ausbildung. Neun
BVJ-Absolventen sind erwerbstätig, drei Jugendliche befin-
den sich auf der Suche nach einem Ausbildungs- bzw. Ar-
beitsplatz.
Die Initiative zur Vertragslösung ging in den meisten Fällen
von den Auszubildenden aus. Nach Auskunft der Jugendli-
chen führten im Ausbildungsbetrieb in erster Linie Konflik-
te mit Ausbildern, Meistern und/oder dem Betriebsinhaber
zum Abbruch der Ausbildung. Auch Probleme mit Kollegen,
die finanzielle Situation des Betriebs, Diebstahl, fachfrem-
de Tätigkeiten und Mängel in der Vermittlung von Kennt-
nissen waren aus Sicht der Jugendlichen maßgeblich für den
Abbruch (mit) verantwortlich.
3.3 Wirksamkeit des BVJ
Hinsichtlich der Wirksamkeit des Berufsvorbereitungsjah-
res beurteilen die Jugendlichen das Berufsvorbereitungsjahr
als überwiegend positiv. Dabei erfahren das Erreichen eines
Schulabschlusses, das Klima in der Klasse, die praktischen
Angebote (Betriebspraktikum und produktionsorientierter
Ansatz) und die Unterstützung bei der Suche nach einem
Ausbildungsplatz durch den Klassenlehrer und die Schulso-
zialarbeit die beste Bewertung.
In ihren Eigenschaften machten die Jugendlichen nach ei-
gener Einschätzung durch den Besuch des Berufsvorberei-
tungsjahres bei der Teamfähigkeit die größten Fortschritte.
Abb. 1: Erhebungsverlauf der Untersuchung.
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Die Einschätzung der Vorbereitung auf die Berufsschule
durch das Berufsvorbereitungsjahr hängt mit der Passung
zwischen gewähltem Ausbildungsberuf und besuchtem Be-
rufsvorbereitungsjahr zusammen. Jugendliche, welche ei-
nen, den Berufsfeldern des Berufsvorbereitungsjahres ent-
sprechenden Beruf gewählt haben, bewerten die Vorberei-
tung mit „gut“. Umgekehrt fühlen sich Jugendliche mit ei-
nem den Berufsfeldern des Berufsvorbereitungsjahres nicht
entsprechenden Beruf weniger gut auf den Berufsschulbe-
such vorbereitet.
3.4 Fallstudien
Unter den ausgewählten sechs jungen Frauen und fünf jun-
gen Männern haben zwei die türkische, jeweils eine(r) die
angolanische, irakische, kroatische, thailändische und ukrai-
nische sowie vier Jugendliche die deutsche Staatsangehö-
rigkeit. Vor dem Besuch des Berufsvorbereitungsjahres be-
suchten sechs der elf Jugendlichen die Grund- und Haupt-
schule in Deutschland. Davon verließen zwei Jugendliche die
Hauptschule ohne Hauptschulabschluss nach der achten
Klasse, vier verließen die Hauptschule mit dem erfolgrei-
chen Hauptschulabschluss. Die restlichen fünf Befragten
halten sich zum Befragungszeitpunkt erst seit drei bis vier
Jahren in Deutschland auf und waren bei ihrer Ankunft in
Deutschland für den Besuch der Hauptschule bereits zu alt.
Zudem konnte die im Ausland erworbene schulische Bil-
dung nicht anerkannt werden. Mit dem erfolgreichen Ab-
schließen des Berufsvorbereitungsjahres haben diese fünf
den erfolgreichen Hauptschulabschluss erhalten. Zum Zeit-
punkt der Befragung haben von den elf interviewten Perso-
nen vier ihr Ausbildungsverhältnis gelöst. Davon haben zwei
ihre Ausbildung ganz abgebrochen und befinden sich auf
der Suche nach einer neuen Lehrstelle. Die beiden anderen
Jugendlichen können ihre Ausbildung in einem anderen
Ausbildungsbetrieb fortsetzen. Am Ende des Untersu-
chungszeitraums von dreieinhalb Jahren haben acht BVJ-
Absolventen ihre Berufsausbildung erfolgreich beendet, ein
Jugendlicher befindet sich aufgrund von Ausbildungswech-
sel weiterhin in Ausbildung und zwei junge Männer gehen
als Un- bzw. Angelernte einer Erwerbstätigkeit nach.
Die Einzelfalldarstellungen konzentrieren sich auf folgende
Schwerpunkte:
– Wege in das Berufsvorbereitungsjahr
– Schwierigkeiten während der Ausbildung
Wege in das Berufsvorbereitungsjahr: Die Entscheidung,
das Berufsvorbereitungsjahr zu besuchen, erfolgt überwie-
gend auf Anraten von Lehrkräften der zuletzt besuchten
Haupt- bzw. Berufsschule sowie durch die Berater der Bun-
desagentur für Arbeit. Die jugendlichen Migranten, die bis-
lang keine deutsche Schule besucht haben, werden über-
wiegend in Deutschkursen von der Möglichkeit in Kenntnis
gesetzt, durch das Berufsvorbereitungsjahr den fehlenden
Schulabschluss nachholen zu können.
– Igor flieht mit seiner Familie 1993 vor kriegerischen Hand-
lungen aus seinem Heimatland Bosnien. Bei der Einschu-
lung in die Grundschule mit sechs Jahren beherrscht er nur
wenige Worte Deutsch. „Ich kam dann hier gleich in die ers-
te Klasse, meine Schwester in die dritte und da hat die Leh-
Abb. 2: Verbleib der 60 BVJ-Absolventen über den Untersuchungszeitraum von 3,5 Jahren.
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Berufsvorbereitungsjahr als Übergang
rerin gesagt – äh, der Direktor hat erst gesagt: ,Ihr müsst in
die Pestalozzi-Schule’2 ... dann hat die Lehrerin gesagt ,Nein
auf meine Verantwortung! Mach‘ ma‘s so: Wenn sie in drei
Monaten kein Deutsch können, dann gehen sie. Wenn sie
sich in drei Monaten mit Ihnen unterhalten können, dann
bleiben sie.’ ,Okay, ist abgemacht’ ... Es war ... also dann hat-
ten wir drei Monate Zeit, Deutsch zu lernen ... und nach drei
Monaten kam ich ins Direktorat, meine Schwester hat ge-
wartet. Ich kam als erster ... er hat mich gefragt: ,Okay Igor,
wie geht‘s?’ ,Gut, und dir?’... schaut er mich so an. Er so: ,Was
machst denn?’ Ich so: ,Na ja, ich muss jetzt hier sitzen und
Ihnen beibringen, dass ich Deutsch kann!’... da schaut er
mich so an: ,Das gibt‘s doch gar nicht! In drei Monaten. Was
kannst‘ denn noch?’ Ich so: ,Alles Mögliche!’... Da hat er so
geschaut und dann meine Schwester kam auch rein, hat so
geredet ... und er hat uns da gelassen... ja, und an der Haupt-
schule, da war ich dann, bin dort geblieben, hab die fertig
gemacht ...“ Während der Zeit auf der Hauptschule bereitet
ihm vor allem das Fach Mathematik Schwierigkeiten. Daher
kann er nur einen „Teilquali“ in drei Fächern (Hauswirt-
schaft-Praxis, Physik-Chemie-Biologie und Deutsch) vorwei-
sen. Als sich am Ende des letzten Hauptschuljahres ab-
zeichnet, dass er keine Lehrstelle findet, rät ihm seine Klas-
senlehrerin, sich an der Berufsschule zur Berufsvorbereitung
für das Berufsvorbereitungsjahr anzumelden.
– Timon wächst in einer deutschen Familie mit sieben Kin-
dern auf. Er kommt mit fast acht Jahren in die erste Klasse.
Nach drei Jahren Grundschule besucht er in der vierten Klas-
se eine Schule zur individuellen Sprachförderung. Trotz Emp-
fehlung eines weiteren Verbleibs an dieser Schule melden
ihn die Eltern an der Hauptschule des heimatlichen Wohn-
ortes an. Timon wird in den Schülerunterlagen als ruhiger
und sensibler Junge beschrieben, der neue Sachverhalte oft
fehlerhaft und diffus aufnimmt und unfähig ist, sich länger
zu konzentrieren. Bei ihm wurde aufgrund einer fachärzt-
lich festgestellten Legasthenie die Rechtschreibleistung
nicht bewertet. Er selbst berichtet von Streitereien der El-
tern, die ihn sehr belasten würden. „Es nimmt mich schon
mit ... also ich hat‘s dieses Jahr schon mal hier, dass ich ‘nen
Nervenzusammenbruch hatte … dadurch, dass die zuhause
recht viel gestritten haben … mir kamen ends plötzlich die
Tränen ... ist schon eine Geschichte, die einen ziemlich mit-
nimmt.“ Sein Weg in das Berufsvorbereitungsjahr ist größ-
tenteils vom belasteten Verhältnis zu seinen Mitschülern in
der Hauptschule gekennzeichnet. Jahrelang wird er in der
Schule von seinen Mitschülern gehänselt und unterdrückt.
Einen konkreten Grund dafür kann er selbst nicht nennen.
Durch das Gespräch kann dieser nur andeutungsweise lo-
kalisiert werden: Seiner Ansicht nach hat er in Sachen Ler-
nen keine Probleme – solange er ausreichend Zeit dafür be-
kommen hat. Er kann seinen jüngeren Geschwistern nicht
bei den Hausaufgaben helfen – „sind alle besser“. Die Hän-
seleien haben nach Timons Angaben zudem dazu geführt,
dass er die Lust am Lernen verlor und nicht mehr in die Schu-
le gehen wollte. Eine Konzentration auf die Lerninhalte war
für ihn nicht mehr möglich. Nach der Wiederholung der ach-
ten Klasse hat er erneut das Klassenziel nicht erreicht. Auf
Wunsch der Eltern, die eng mit der Berufsberatung zusam-
menarbeiten, verlässt Timon die Hauptschule. Er selbst be-
gründet es folgendermaßen: „Na ja, ich bin einmal Achte
durchgefallen, hab sie dann noch mal gemacht und wär’
dann noch mal durchgefallen ... wegen dem ... das hat mir
eigentlich ... na, eher keinen Spaß gemacht ... dadurch, dass
die mich immer geärgert haben, konnte ich auch nicht mehr
aufpassen wirklich ... Hab mir dann eher gesagt: ,Naja, geh
ich lieber runter und geh auf ‘ne neue Schule’ - alles andere
... BVJ – und schau, dass ich da ... ja vielleicht nicht so sehr
Kontakt mit allen anderen krieg, aber doch aufpassen kann
und dadurch meinen Hauptschulabschluss mach’ …“ So mel-
det er sich für das Berufsvorbereitungsjahr an.
Schwierigkeiten während der Ausbildung: Zu Schwierigkei-
ten während der Ausbildung äußern sich die vier Jugendli-
chen, die ihr Ausbildungsverhältnis zum Zeitpunkt der Be-
fragung bereits gelöst haben. Vor allem das Verhältnis zum
Arbeitgeber bzw. Ausbilder ist dabei besonders betroffen.
Überwiegend von den Jugendlichen wahrgenommene An-
tipathien und ausländerfeindliche Äußerungen der Vorge-
setzten führen letztlich dazu, die Ausbildung abzubrechen.
– Mimi hat vier Tage vor ihrem Interview ihre Ausbildung als
zahnmedizinische Fachangestellte aufgelöst. Mimi hatte
Schwierigkeiten mit ihrem Chef und Ausbilder. „Mein Chef
will mich nicht mehr.“ Einen genauen Grund für dessen ab-
lehnende Haltung gibt sie an nicht zu kennen. Im Interview
berichtet sie davon, viel „Ärger mit dem Chef“ gehabt zu ha-
ben. „Nix ich konnte richtig machen … er immer geschimpft,
musst du selber sehen …“ Schließlich sei sie von ihrem Aus-
bilder gedrängt worden, das Ausbildungsverhältnis zu lö-
sen. „Er hat gesagt, wenn ich nicht Auf... wie heißt ... äh ... oh
... Auflösungsvertrag, wenn ich nicht machen, dann kündigt
er mich ... fristenlos. Und mein Betreuer hat gemeint, wenn
fristenlos mich kündigt, dann is’ schwierig für mich. Es is’
besser, wenn ich Auftragslösung mache. Und das hab ich
Freitag letzte Woche gemacht.“ Sie vermutete, dass ihre
Sprachschwierigkeiten hauptsächlich für die Differenzen
mit dem Arbeitgeber verantwortlich sind. Er habe des Wei-
teren bereits einen neuen Lehrling, „der sehr gut Deutsch
kann“. Da sie bereits ein Vorstellungsgespräch zum Zeit-
punkt der Befragung in Aussicht hatte, war sie optimistisch,
den Ausbildungsbetrieb problemlos wechseln zu können.
– Esref hat seine Ausbildung zum Fachverkäufer im Nah-
rungsmittelhandwerk (Fleischerei) Ende März 2005 von sich
aus beendet. Die Gründe für die Trennung von seinem Aus-
bildungsbetrieb liegen jedoch nicht in der schulisch oder be-
trieblich erbrachten Leistung. Vielmehr ist das ausländer-
feindliche Verhalten seines Filialleiters die Ursache für 
Esrefs Entscheidung. Esref, türkischer Staatsbürger und seit
dreieinhalb Jahren in Deutschland, gibt an, hoch motiviert
die Ausbildung begonnen zu haben. Ein Wechsel der Filiale
ließ ihn an einen Filialleiter geraten, der keinen Hehl aus sei-
ner Abneigung gegenüber türkischen Mitbürgern machte.
„Ich hab ihn am zweiten Tag gesehen ... das klingt ja ei-
gentlich nach typisch ausländischer Ausrede ... aber es ist
schon wahr ... ich hab ihn am zweiten Tag gesehen ... ja ty-
pische Fragen: ,Ja, wie heißt du? Wie alt bist du? Was machst
du?’... Auf einmal fragt er mich so: ,Woher kommst du?’…
,Aus der Türkei’ ... dann hat er mir eiskalt ins Gesicht gesagt:
,Na, dann hast du ja Pech. Ich mag keine Türken.’ ... Ja, am
Themen
Die berufsbildende Schule (BbSch) 63 (2011) 7/8 237
nächsten Tag ist es so weiter gegangen ... auf einmal hat er
zu mir gesagt: ,Ja, du brauchst dir gar nicht Mühe geben. Am
nächsten Ende des Monats kündige ich dich sowieso.’ ...
Dann hab ich selber gekündigt, damit ich eine Bestätigung
habe, dass ich auf eigenen Wunsch gekündigt habe.“
3.5 Berufliche und private Lebenssituation
Die Befragung am Ende der Probezeit zeigt, dass die meis-
ten Jugendlichen überwiegend motiviert in der Berufsschu-
le lernen. Die Anforderungen fallen dabei weder schwer
noch leicht, so dass auch die Schulleistungen der Jugendli-
chen entsprechend beurteilt werden. Fachpraktischer Un-
terricht wird dabei von den Befragten am leichtesten emp-
funden, Fachrechnen hingegen scheint vielen Probleme zu
bereiten. Jedoch nimmt nur etwa ein Drittel eine Lernhilfe
in Anspruch. Eine gute Atmosphäre in der Klasse trägt, ähn-
lich wie das Arbeitsklima im Betrieb, zum Wohlbefinden der
Jugendlichen im Klassenverband bei. Jugendliche mit einem
Außenseiterdasein fühlen sich eher unwohl. Das Verhalten
in der Klasse scheint sich unauffällig zu gestalten. Sanktio-
nen des Klassenlehrers in der Berufsschule werden kaum ge-
nannt.
Im Ausbildungsbetrieb ist die Motivation zu arbeiten meis-
tens groß. Die Anforderungen, welche an die Jugendlichen
gestellt werden, gestalten sich für die meisten Befragten
leicht. Wie bereits weiter oben erwähnt, ist dieses subjekti-
ve Empfinden der Jugendlichen vom Arbeitsklima abhängig.
Die Arbeitsleistung der Jugendlichen wird größtenteils vom
Arbeitgeber mit „gut“ beurteilt. Am Arbeitsplatz scheinen
sich die meisten Jugendlichen sehr positiv zu verhalten. Le-
diglich beim selbstständigen Erledigen von Aufgaben sehen
sie noch einen Nachholbedarf.
Probleme in der Ausbildung lassen sich vor allem in der so-
zialen Interaktion am Arbeitsplatz erkennen. Wie sich die Ju-
gendlichen sowohl am Arbeitsplatz als auch in der Berufs-
schule fühlen, ist in hohem Grade vom Verhältnis zu den Ar-
beitskollegen und den Vorgesetzten abhängig. Die berufli-
chen Anforderungen fallen dabei gering ins Gewicht, außer
sie sind mit Belastungen eben jener Verhältnisse gekoppelt.
4 Interpretation
Die Zusammenschau der Ergebnisse geben zum Teil ein er-
freuliches, zum Teil aber auch ein nachdenklich stimmendes
Bild ab: Unbedingt positiv zu werten ist, dass einem guten
Drittel (22 von 60) der erfolgreiche Berufsabschluss in der
regulären Ausbildungszeit geglückt ist. Die sich zum Zeit-
punkt der letzten Befragung weiterhin in Ausbildung befin-
denden 21 BVJ-Absolventen lassen einen erfolgreichen Be-
rufsabschluss erwarten. Es zeigt sich, dass diese Jugendli-
chen wohl mehr Zeit für die Ausbildung eingeräumt werden
und eine intensivere Betreuung durch Sozialpädagogen und
verpflichtender Nachhilfe-Förderung zuteil kommen müss-
te.
Die Ergebnisse zeigen außerdem, dass für viele BVJ-Absol-
venten eine Vertragslösung auch die Einstellung weiterer
Bildungsbemühungen darstellt. Es handelt sich somit um
ein eingeschränkt positiv zu wertendes Ergebnis. Jede Ver-
tragslösung ist mit einer erheblichen Beeinträchtigung der
beruflichen Planungen der jungen Erwachsenen verbunden.
Betrachtet man die anschließenden beruflichen Integrati-
onsversuche der Jugendlichen, so gehen zwar die meisten
einer Erwerbstätigkeit nach, diese ist allerdings formal ge-
sehen nicht qualifiziert und garantiert kaum beruflichen
Aufstieg oder Schutz vor Arbeitslosigkeit.
Trotz der überwiegend positiven Entwicklung der BVJ-Ab-
solventen, denen der Verbleib in der Ausbildung bzw. der er-
folgreiche Berufsabschluss geglückt ist, darf man eines nicht
außer Acht lassen: Quantitativ gesehen ist der Erfolg dieser
BVJ-Absolventen bedenklich, wenn man davon ausgeht,
dass die Untersuchung ursprünglich bei 169 Absolventen
des Berufsvorbereitungsjahres eines Jahrganges ansetzte.
Bezogen auf die Gesamtzahl der BVJ-Absolventen sind es
13 %, die in der regulären Ausbildungszeit die Berufsausbil-
dung erfolgreich abschließen. Dieser geringe Prozentwert
könnte zu Kritik an der Wirksamkeit des Berufsvorberei-
tungsjahres führen.
Doch einseitige Schuldzuweisungen und Hinterfragen der
Sinnhaftigkeit des Berufsvorbereitungsjahres sind wenig
zielführend. Die Problemlagen der Jugendlichen sind zu
komplex und zu heterogen, als dass es möglich wäre, alle Ju-
gendlichen in einem einzigen Schuljahr hinsichtlich ihrer
sprachlichen Defizite, Leistungsrückstände und auch in ih-
ren sozialen und personalen Kompetenzen so zu qualifizie-
ren, dass alle den Übergang zur Berufsausbildung problem-
los schaffen könnten. So ist es für jeden einzelnen Jugend-
lichen als Erfolg zu werten, dem es gelingt, im Anschluss an
das Berufsvorbereitungsjahr ein Ausbildungsverhältnis auf-
zunehmen, in der Ausbildung trotz möglicher Ausbildungs-
wechsel zu verbleiben und diese erfolgreich zu beenden.
5 Folgerungen
Folgerungen, die aus den Ergebnissen abzuleiten sind, be-
treffen sowohl die Unterrichts-, die Personal- als auch die
Organisationsentwicklung. Dabei sind unter anderem die
folgenden Aspekte zu empfehlen.
5.1 Koordinierte Überleitungen an der ersten Schwelle
Die Benachteiligtenförderung darf keine isolierte Aufgabe
des Übergangssektors sein. Eine Annäherung oder gar Ko-
operation unterschiedlicher erziehungswissenschaftli-
cher Teildisziplinen in der Schulpraxis könnte die Effizienz
von schulischen Fördermaßnahmen enorm verbessern.
Schroeder/Thielen (2009) stellen fest, dass nicht in allen
Bundesländern das Berufsvorbereitungsjahr im Zentrum
der bildungspolitischen Zielsetzungen steht. Nur verein-
zelt sind Bestrebungen zu erkennen, diesen Bildungsgang
weiterzuentwickeln. Es gibt Initiativen und Schulversuche,
die schulübergreifende Bildungsgänge einrichten, in de-
nen das Berufsvorbereitungsjahr ein konzeptioneller und
organisatorischer Bestandteil und in Kooperation mit zu-
meist Förder- und Hauptschulen eingebunden ist (vgl.
Schroeder/Thielen 2009, S.  91). So hat zum Beispiel das
Projekt „Flexible Übergangsphasen“ (FlexPhasen), an dem
sich im so genannten Nordverbund Schleswig-Holstein ge-
meinsam mit den Bundesländern Brandenburg, Bremen,
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Berlin, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Nieder-
sachsen beteiligte, eine enge Verzahnung von Haupt- und
Förderschulen verbunden mit einer verstärkten Berufsori-
entierung zum Schwerpunkt. Der Unterricht findet dann
nicht nur in der Hauptschule statt, sondern auch an be-
rufsbildenden Schulen, in Lernwerkstätten, Betrieben und
sozialen Einrichtungen. In Kooperation mit Förderzentren
und berufsbildenden Schulen können Hauptschulen „Fle-
xible Übergangsphasen“ (FlexPhasen) bilden, die drei
Schuljahre dauern und mit dem achten Schuljahr begin-
nen. Durch eine intensivere individuelle Förderung und
mehr Praxisanteile sollten möglichst alle Bildungspoten-
ziale der Jugendlichen ausgeschöpft werden. Mit Hilfe der
Erstellung von individuellen Bildungsplänen sollten die
Leistungen der Schüler verbessert und der qualifizierte
Hauptschulabschluss ermöglicht werden (Schroeder/
Thielen 2009, S. 94).
5.2 Förderung während des BVJ – Innere Differenzierung
Um der Heterogenität der Schülerklientel gerecht zu wer-
den, sind lern- und entwicklungsfördernde Unterrichtskon-
zepte erforderlich, die im Spannungsfeld von Solidarität und
Individualisierung stehen (vgl. Werning/Lütje-Klose 2006,
S. 143). Die Lernwerkstatt als Beispiel einer selbst gesteuer-
ten Lernform, wie sie an der Münchner Hauptschule am
Winthirplatz seit einigen Jahren eingerichtet ist, unterstützt
die innere Differenzierung und Individualisierung von Lern-
prozessen. Gerade für Jugendliche, die Probleme haben,
dem herkömmlichen Unterricht zu folgen, bietet die Lern-
werkstatt gemäß Lerntempo und kognitivem Leistungsver-
mögen ein weitgehend selbstständiges und selbstgesteu-
ertes Arbeiten. Der Wissenserwerb erfolgt meist in Form von
Lernspielen, die gerade für eher motorische Lerntypen be-
sonders gut geeignet sind (vgl. Schulte-Rentrop 2008,
S. 163–164).
5.3 Förderung während des BVJ – Äußere Differenzierung
Der Bildungsnachteil durch schlechte und niedere Schulab-
schlüsse stellt ein großes Hemmnis am Übergang zur Be-
rufsausbildung dar. So gelingt es vielen Jugendlichen zwar,
ihren Hauptschulabschluss zu verbessern bzw. sich formal
zu qualifizieren, sie sind aber am Ausbildungsmarkt weiter-
hin nur bedingt konkurrenzfähig. Denn als Ausbildungsbe-
werber mit einfachem Hauptschulabschluss stehen sie wei-
terhin einer großen Bewerberzahl mit höherem Schulab-
schluss gegenüber. Der Forderung nach Erhöhung des fach-
praktischen Stundenanteils und einer stärkeren Berücksich-
tigung der Heterogenität der Schülerklientel versucht die
Einrichtung von kooperativen Beschulungsformen im Sinne
einer äußeren Differenzierung nachzukommen. So werden
an der Berufsschule in München folgende BVJ-Formen an-
geboten:
– kooperatives Berufsvorbereitungsjahr (BVJ/k) für noch
nicht ausbildungsreife Jugendliche
– Berufsintegrationsjahr (BIJ) für noch nicht ausbildungs-
reife Jugendliche mit erhöhtem Sprachförderbedarf (vgl.
Bayer. Staatsministerium für Unterricht und Kultus 2008,
S. 1–2)
– Schulversuch „Zweijähriges BVJ für Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund“
5.4 Berufsvorbereitung als gebundene Ganztagesschule
Die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchung haben ge-
zeigt, dass die größte Barriere, einen Ausbildungsplatz zu fin-
den, sprachliche Defizite darstellen, und dass viele Jugendli-
che mit Migrationshintergrund auch nach dem Berufsvorbe-
reitungsjahr einen hohen sprachlichen Förderbedarf auf-
weisen. Darüber hinaus besteht die Freizeitgestaltung aus
weitgehend ungeleiteten sportlichen Aktivitäten (kaum Ver-
einszugehörigkeit) und einem überwiegend passiven Kon-
sumverhalten. Speziell für Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund liegt deshalb die Ausweitung von Angeboten zur
Sprachförderung nahe. Dies könnte beispielsweise durch die
Einführung von Wahlpflichtkursen erfolgen. Im Sinne einer
gebundenen Ganztagsschule könnten die Schüler an min-
destens vier Nachmittagen pro Woche an Übungseinheiten
in Deutsch als Zweitsprache oder Mathematik, an Baustei-
nen zum interkulturellen Lernen, an Projekten zur Freizeit-
gestaltung (Buch-Club, verschiedene Sportgruppen, Musik
und Tanz, Theater, Fotografie, Mediengestaltung, kreatives
Schreiben / Malen, Drechsel- und Schnitzkurs) teilnehmen.
Aufgrund der häufig finanziell schlechter gestellten Situati-
on ist eine Teilnahme an Sport- und Musikvereinen oft nicht
möglich. Bei den Angeboten zur Freizeitgestaltung wäre ei-
ne Öffnung für Jugendliche ohne Migrationshintergrund
sinnvoll. Dies würde die gesellschaftliche Integration der
jungen Migranten unterstützen und die interkulturelle
Kompetenz aller Schüler verbessern.
5.5 Flexibilisierung von Übergängen und Modularisierung
Schumann (2006) empfiehlt in curricularer Hinsicht eine
Ausweitung von berufs(feld)spezifischen Angeboten bei ei-
ner gleichzeitigen Förderung von Basiskompetenzen. Er for-
dert eine Flexibilisierung von Übergangsmöglichkeiten in-
nerhalb des Berufsbildungssystems (vgl. Schumann 2006,
S.  257  f.). So sollen beispielsweise berufsvorbereitende
Maßnahmen zunehmend mehr an berufsqualifizierende
Bildungsgänge gekoppelt werden, die eine Zertifizierung
von Teilqualifikationen und ihre Anrechenbarkeit auf die
Ausbildung ermöglichen sollen. Die bestehenden Lern- und
Leistungsschwierigkeiten der BVJ-Absolventen in der vor-
liegenden Untersuchung jedoch signalisieren, dass das
Leistungsniveau der Teilqualifikationen an das Leistungs-
vermögen der Jugendlichen angepasst und reduziert wer-
den muss.
Dies hat möglicherweise zur Folge, dass die erworbenen
praktischen Fähigkeiten und niederschwelligen Wissensin-
halte nicht auf die Ausbildungszeit angerechnet werden
können. Schließlich soll einer Bildungsinflation entgegen-
gewirkt werden.
Dennoch muss eine Nicht-Anrechnung auf die Ausbil-
dungszeit für die Jugendlichen kein Nachteil bedeuten, zu-
mal sie bei der Bewerbung um einen Ausbildungsplatz mit
einer einschlägigen zertifizierten Praxiserfahrung ihren
Wettbewerbsnachteil aufgrund niedriger Schulabschlüsse
ausgleichen könnten.
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Schwerpunkt einer Modularisierung im Berufsvorberei-
tungsjahr ist die begabungsgerechte Förderung aller Schü-
ler auf der Basis einer fundierten Analyse der Lernaus-
gangssituation, die als Grundlage für das Festlegen von
Zielkompetenzen dient und als Ausgangspunkt für die Be-
reitstellung vielfältiger Lernsituationen genutzt werden
kann. Möglicherweise ließe sich ein Kurssystem ähnlich
wie am Gymnasium einrichten, wobei die Kernklasse ge-
meinsam in allgemein bildenden Inhalten unterrichtet
wird und in so genannten Förderstunden Einzel- oder
Kleingruppenunterricht je nach individuellem Förderbe-
darf erfolgt.
5.6 Berufsvorbereitung und Mentorenprogramm
Unterrichtliche Bemühungen zur Lebensvorbereitung und
Berufsorientierung für die Bewältigung der vielfältigen
Problemlagen der Jugendlichen reichen oft nicht aus. Viele
Jugendliche aus bildungsfernen Familien erfahren nicht
ausreichend Unterstützung von zuhause bei der Bewer-
bung um Ausbildungsplätze. Barrieren sind unter anderem
sprachliche Defizite, fehlendes Wissen über das bestehen-
de Berufsspektrum, die formalen Anforderungen im Be-
werbungsprozess wie auch Desinteresse. Das Mentoring-
Projekt hat sich an der Berufsschule zur Berufsvorbereitung
in München in den letzten Jahren aus einzelnen Teilprojek-
ten entwickelt, etabliert und ist zu einem unverzichtbaren
individuellen Förderelement geworden. Da es so genann-
ten benachteiligten Jugendlichen oftmals an stabilen Be-
ziehungen in ihrem persönlichen Umfeld fehlt, wäre der
Einsatz von Mentoren bereits in der allgemein bildenden
Schulphase sinnvoll. Somit bestünde die Chance auf den
Aufbau langjähriger Mentoren-Partnerschaften, wodurch
die Jugendlichen über mehrere Jahre begleitet werden
könnten. Der Mentee wird besonders im schulischen Be-
reich unterstützt. Inhalt der Mentoring-Beziehung ist der
individuelle Förderbedarf der jeweiligen Schüler. Grundfer-
tigkeiten in Deutsch und Mathematik bilden dabei die
Schwerpunkte. Die Mentoren leisten Hilfestellung bei dem
Verständnis des aktuellen Stoffgebietes eines Unterrichts-
faches, bei den Hausaufgaben oder bei einer Vorbereitung
auf den qualifizierenden Hauptschulabschluss (vgl. Nitsch-
ke 2009, S. 261).
Abschließend ist zu sagen, dass das Berufsvorbereitungs-
jahr ursprünglich als Antwort der bildungspolitischen Ver-
antwortlichen auf die Jugendarbeitslosigkeit eingerichtet
wurde. Dennoch soll es nicht nur ein „Auffanglager“ für die
Jugendlichen ohne Ausbildungsplatz darstellen, sondern
einen verbesserten Übergang zwischen Schule und Er-
werbssystem schaffen. Die Möglichkeiten einer breiten Be-
rufsgrundbildung für sozial geschwächte und förderbe-
dürftige Schüler werden durch das Berufsvorbereitungs-
jahr gewährt. Allerdings stößt das Berufsvorbereitungs-
jahr wie auch alle anderen berufsvorbereitenden Maß-
nahmen an strukturelle Grenzen. Der Arbeitsmarkt in
Deutschland hält immer weniger Arbeit für gering qualifi-
zierte Arbeitskräfte bereit. Die berufliche Integration wird
dadurch deutlich erschwert. Die Ausbildungssuchenden
sind auf außerbetriebliche Fördermaßnahmen angewie-
sen, da das duale Berufsbildungssystem nicht genügend
Ausbildungsplätze zur Verfügung stellt. Aufgrund dieser
fördernden Einrichtungen können zwar berufliche Fähig-
keiten und Fertigkeiten verbessert werden sowie die per-
sönliche Entwicklung unterstützt werden. Die Qualifika-
tionen der Teilnehmer steigen, auch die Chancen auf einen
Ausbildungsplatz erhöhen sich. Dennoch ist ein kontinu-
ierlicher Verbleib im Ausbildungs- und Erwerbsarbeitssys-
tem nicht garantiert. Phasen der Erwerbslosigkeit sind
nicht auszuschließen. Umso wichtiger erscheint es, die Ju-
gendlichen spätestens im Berufsvorbereitungsjahr mit
Kompetenzen auszustatten, diese Wechsel erfolgreich zu
bewältigen, und ihnen somit eine gesellschaftliche Teilha-
be zu ermöglichen.
Anmerkungen
1 Berufsschule zur Berufsvorbereitung in München
2 „Pestalozzi-Schule“ = Sonderpädagogisches Förderzentrum in Fürstenfeld-
bruck
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litisch bestehen will, muss in Zeiten fort-
schreitender, global bedingter Plurali-
sierungen ein plurales, differenziertes
Bildungswesen vorhalten. Der Bedarf
an Pluralität und an unterschiedlichen
Profilen unterschiedlicher Bildungsein-
richtungen ergibt sich aus der großen
Bandbreite der Begabungen und Nei-
gungen junger Menschen sowie aus der
Heterogenität der Qualifikationsanfor-
derungen und Lebensentwürfe. Ein wie
auch immer benanntes einheitliches
Schulwesen entspricht diesen Anforde-
rungen nicht. Gewiss muss ein Bil-
dungswesen auch gerecht sein. Gerecht
ist es aber nur, wenn es Chancen zur ei-
genverantwortlichen Nutzung der Bil-
dungsangebote und zur individuellen
Leistungsentfaltung bietet. Der An-
spruch an Bildungsgerechtigkeit darf
nicht darin bestehen, dass Strukturen,
Inhalte und Anforderungen egalisiert
werden. Ein gerechtes Bildungswesen
kann nur ein Bildungswesen sein, das
am Leistungsprinzip orientiert ist.“
Fachtagung 
„Wozu Bildungsökonomie?“
Im Anschluss an die Delegiertenver-
sammlung hatte der DL zusammen mit
der Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) ei-
ne Fachtagung „Wozu Bildungsökono-
mie?“ veranstaltet. Eine der von gro-
ßem Konsens getragenen Kernaussa-
gen der Tagungsteilnehmer war, dass
Bildung die Persönlichkeitsentwick-
lung ganzheitlich zu fördern habe und
nicht dem Imperialismus eines blanken
Nützlichkeits- und Verwertungsden-
kens sowie eines Test- und Quoten-
wahns ausgeliefert werden dürfe. Die
bei der Fachtagung von sechs Bildungs-
und Wirtschaftswissenschaftlern ge-
haltenen Vorträge werden in Kürze als
Tagungsdokumentation veröffent-
licht. BLBS/DL
BLBS-Nachrichten
Josef Kraus zum 
DL-Präsidenten wiedergewählt
Der BLBS gratuliert Josef Kraus ganz
herzlich, da er zum neunten Mal für
drei Jahre zum Präsidenten des Deut-
schen Lehrerverbandes (DL) gewählt
wurde. Die Delegierten des BLBS und
die der drei weiteren DL-Mitgliedsver-
bände haben sich ohne Gegenstimme
geschlossen hinter ihn gestellt. Dem DL
gehören neben dem Bundesverband
der Lehrerinnen und Lehrer an berufli-
chen Schulen drei weitere Mitglieds-
verbände an, nämlich dem Deutschen
Philologenverband, dem Verband
Deutscher Realschullehrer und dem
Verband der Lehrer an Wirtschafts-
schulen. Damit ist er als DL-Präsident
Herr über insgesamt 160.000 Lehrer.
Mit der Wahl von Kraus bestätigten die
Delegierten dessen konsequenten Ein-
satz für ein leistungsorientiertes ge-
gliedertes Schulwesen und für starke
berufliche Schulen.
Josef Kraus hat dieses Ehrenamt seit
1987 inne und ist damit der dienstäl-
teste Vorsitzende einer Lehrerorgani-
sation. Hauptberuflich ist er seit 1995
Oberstudiendirektor am bayerischen
Maximilian-von-Montgelas-Gymnasi-
um in Vilsbiburg im Landkreis Lands-
hut. Studiert hat er die Fächer Deutsch
und Sport und ist Diplom-Psychologe.
Unter dem Beifall der Delegiertenver-
sammlung hatte Kraus in seinem Be-
richt unter anderem erklärt: „Eine Nati-
on, die kulturell, wirtschaftlich und po-
Von links: Jens Mißfeldt, Sabine Mesech, Josef Kraus, Berthold Gehlert, Wolfgang Herbst.
> BLBS-Nachrichten
Deutscher Arbeitgeberpreis für Bildung 2011
ausgeschrieben unter dem Motto
„Integration leben – Potenziale entfalten“
Deutsche Bahn und Telekom zeichnen auch in diesem Jahr gemeinsam mit der Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA) beispielhafte Bildungskonzepte aus. Gesucht werden Bildungseinrichtungen, die durch ge-
zielte Förderung die Potenziale junger Menschen mit Migrationshintergrund entfalten und die interkulturelle Kompe-
tenz aller Kinder und Jugendlichen entwickeln.
In einer der folgenden vier Kategorien können sich Bildungseinrichtungen bewerben:
frühkindliche, schulische, berufliche und hochschulische Bildung.
Die Preisträger werden auf dem Deutschen Arbeitgebertag am 22. November 2011 in Berlin mit je einem Preisgeld von
10.000 Euro ausgezeichnet.
Die Bewerbungsfrist endet am 25.07.2011 (Poststempel).
Ausschreibungstext und Bewerbungsunterlagen sind im Internet abrufbar unter 
www.arbeitgeberpreis-fuer-bildung.de.
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Baden-Württemberg
Lehrerausbildung
Die Vorsitzende des Berufsschullehrer-
verbandes (BLV), Margarete Schaefer,
forderte die neue Wissenschaftsminis-
terin Theresia Bauer (Grüne) eindring-
lich auf, ihre Gedankenspiele zur Auf-
teilung der Ausbildung der wissen-
schaftlichen Lehrkräfte auf Universitä-
ten und pädagogische Hochschulen
unverzüglich einzustellen.
An den beruflichen Schulen des Landes
würden jährlich mehrere Hundert
gymnasial ausgebildete Lehrkräfte
eingestellt, die nach universitärem
Studium und Referendariat hervorra-
gend auf ihre Aufgabe vorbereitet sei-
en. Nach Orientierungspraktikum, Pra-
xissemester, pädagogisch-psychologi-
schen Studienveranstaltungen an den
Universitäten und dem 18-monatigen
Vorbereitungsdienst an den Schulen
des Landes seien die jungen Pädago-
gen sowohl fachwissenschaftlich als
auch erziehungswissenschaftlich bes-
tens auf ihre neue Aufgabe vorberei-
tet.
Die pädagogischen Hochschulen des
Landes seien auf die Ausbildung der
Grund-, Haupt-, Real- und Sonder-
schulen spezialisiert. Ein Verzicht
oder eine Reduzierung der universitä-
ren Ausbildung der beruflichen gym-
nasialen Lehrkräfte hätte eine Quali-
tätsminderung zur Folge, die ange-
sichts der rasanten Entwicklungen in
Wirtschaft, Gesellschaft und Technik
nicht zu vertreten und nur ideolo-
gisch begründbar wäre, so Margarete
Schaefer. Wenn man die pädagogi-
sche Ausbildung der Lehrkräfte ver-
bessern und praxisnäher ausgestal-
ten wollte, sollte man wieder zu ei-
nem zweijährigen Vorbereitungs-
dienst an den Schulen des Landes zu-
rückkehren.
Wir wollen keine Einheitsausbildung,
weil sie unseren Kindern und Jugend-
lichen nicht gerecht werden würde
und deshalb auch keinen Einheitsleh-
rer, so Margarete Schaefer abschlie-
ßend.
BLV
Bayern
VLB überzeugender Sieger bei
den Personalratswahlen 2011
Der Verband der Lehrer an beruflichen
Schulen in Bayern e. V. (VLB) wertet das
ausgezeichnete Ergebnis seiner Kandi-
datinnen und Kandidaten von 85,8 %
(plus 8,7 %) bei den Hauptpersonal-
ratswahlen als deutlichen Beleg dafür,
dass die Lehrkräfte an den beruflichen
Schulen weiterhin von Wolfgang
Lambl und Rudolf Keil vertreten wer-
den wollen. Alle zwei möglichen Sitze
sind an die VLB-Liste gegangen!
Auch ist es wiederum gelungen, in al-
len Regierungsbezirken sämtliche Sit-
ze für die Gruppe der Lehrer an beruf-
lichen Schulen zu gewinnen – ein ein-
maliger Vertrauensbeweis!
„Damit sind wir für die anstehenden
Problemstellungen wie die Ausgestal-
tung des neuen Dienstrechts oder die
künftige Lehrerausbildung hervorra-
gend aufgestellt“, kommentierte der
stellv. Landesvorsitzende Wolfgang
Lambl den Wahlausgang. „Auch die
weitere Ausgestaltung der beruflichen
Bildungsgänge und die Lehrerversor-
gung werden wir mit diesem Mandat
kritisch und konstruktiv begleiten, um
die Politik bei der Erfüllung ihrer voll-
mundigen, aber bisher oft noch unein-
gelösten Versprechen zu unterstützen.“
Der VLB hat im laufenden Reformpro-
zess der Lehramtsstudiengänge die
vertiefte wissenschaftliche Ausbildung
in zwei Fächern für angehende Studi-
enräte erhalten können und so eine
wichtige Voraussetzung der berufli-
chen Bildungsqualität gesichert. Durch
die Novellierung der Zulassungs-, Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung der
Fachlehrer an beruflichen Schulen wird
die Praxisorientierung der beruflichen
Schulen weiterhin sichergestellt.
VLB
Schülernachfrage nach berufli-
cher Oberschule wächst weiter
Die Schülerzahl an den beruflichen
Oberschulen, die jungen Menschen ei-
nen gleichwertigen Weg zur Allgemei-
nen Hochschulreife eröffnen, wird im
kommenden Schuljahr weiter anstei-
gen. Mit rund 58.000 Schülerinnen
und Schülern rechnet das Kultusmi-
nisterium im kommenden Schuljahr
an den beruflichen Oberschulen mit
den unter ihrem Dach angesiedelten
Fach- und Berufsoberschulen. Die An-
zahl der Schülerinnen und Schüler war
bereits in den vergangenen Jahren
merklich gewachsen: von rund 42.900
im Schuljahr 2005/2006 um mehr als
30 Prozent auf rund 56.400 im aktuel-
len Schuljahr 2010/2011.
Die berufliche Oberschule ist eine zen-
trale Säule in dem durchlässigen diffe-
renzierten Schulwesen in Bayern. Ab-
solventen der Real-, Wirtschafts- und
des M-Zweigs der Haupt- und Mittel-
schule sowie Gymnasiasten mit Ober-
stufenreife können die Fachoberschu-
le besuchen, junge Frauen und Männer
mit bestandener Ausbildung die Be-
rufsoberschule.
Im vergangenen Jahr haben rund
26.000 Schülerinnen und Schüler an
einer beruflichen Oberschule eine
Hochschulreife erworben.
KM
Nordrhein-Westfalen
Berufskolleg: 
Der Lehrermangel ist da
Leider bewahrheiten sich die Warnun-
gen des vlbs der letzten Jahre:
Der fachspezifische Lehrermangel an
Berufskollegs ist da. Bei bisher nur
leicht zurückgehenden Schülerzahlen
werden bis 2020 jährlich ca. 200 Lehr-
kräfte in den Kernberufsfeldern Me-
tall/Elektro pensioniert. Nur wenige
Interessenten stehen für Ersatzein-
stellungen zur Verfügung. Im Sommer
2011 sind dies für ganz NRW
– 6 ausgebildete Lehrkräfte für Elek-
trotechnik,
– 4 ausgebildete Lehrkräfte für Me-
talltechnik,
– 1 ausgebildete Lehrkraft für KFZ-
Technik.
Nun reagiert das Schulministerium
mit der Fortschreibung eines Erlasses
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zur Einstellung von FH-Absolventen ab
Beginn des Schuljahres 2011/12. Der
vlbs begrüßt diese Notmaßnahme,
weist aber auf verschiedene Gelin-
gensbedingungen hin. So fordert der
vlbs eine massive und nachhaltige Be-
werbung dieser Einstellungsmöglich-
keiten an Berufskollegs. Die bloße Ver-
öffentlichung des Erlasses im Amts-
blatt reicht hier nicht. Des Weiteren ist
– da die Mangelsituation absehbar ei-
nige Jahre anhalten wird – eine zen-
trale Beratungs- und Anlaufstelle für
Lehramtsinteressenten einzurichten.
Deren Kernaufgabe besteht in dezi-
dierter Einzelberatung bei anstehen-
den Anerkennungs- und Verfahrens-
fragen und der Sicherstellung eines lan-
deseinheitlichen Vorgehens. Die Ein-
stellung und die studiums- und refe-
rendariatsbegleitende Ausbildung von
FH-Bachelor-Absolventen wird wohl
für die kommenden Jahre zu einer Art
Regelfall werden. Von den Schulen
wird zurecht eine professionelle, be-
gleitende Lehrerausbildung erwartet.
Dafür sind für die Berufskollegs plane-
risch-nachhaltige Rahmenbedingun-
gen zu schaffen. Dazu gehören ausrei-
chende Entlastungsstunden für die
Ausbildungskoordinatoren und die Zu-
weisung von entsprechenden Aus-
gleichsstellen für die Schulen.
Tarifabschluss zeitnah auf Beamte
übertragen
Bereits drei Wochen nach der Einigung
im Tarifstreit der Länder (TV-L) hat der
Landtag NRW dem Gesetz zur Anpas-
sung der Dienst- und Versorgungsbe-
züge 2011/2012 zugestimmt. Damit
erhalten auch die Beamten im Land
Nordrhein-Westfalen die Besoldungs-
anpassung. Dieses Mal kann wirklich
von einer 1:1-Übernahme gesprochen
werden. Die erste Zahlung ist bereits
erfolgt.
vlbs
Sachsen
Neuanfang im Modellversuch:
Duale Berufsausbildung mit
Abitur in Sachsen
Die Karl-Heine-Schule in Leipzig star-
tet im August 2011 einen doppel-
qualifizierenden Bildungsgang Me-
tallberuf mit Allgemeiner Hochschul-
reife (Berufsausbildung mit Abitur).
Die Schülerinnen und Schüler erwer-
ben innerhalb von vier Jahren sowohl
die Allgemeine Hochschulreife (das
Abitur) als auch den Berufsabschluss
als
Industriemechaniker/-in,
Werkzeugmechaniker/-in oder
Zerspanungsmechaniker/-in.
Voraussetzung für die duale Berufs-
ausbildung ist ein Ausbildungsplatz in
einem Unternehmen. Die betriebliche
Ausbildung führt zum Abschluss im
anerkannten Ausbildungsberuf. Die
Abschlussprüfung wird von der Indus-
trie- und Handelskammer zu Leipzig
abgenommen. Die Abiturprüfung
wird am Beruflichen Gymnasium der
Karl-Heine-Schule – Berufliches Schul-
zentrum der Stadt Leipzig in der Fach-
richtung Technikwissenschaft abge-
legt.
Die duale Berufsausbildung mit Abitur
eröffnet eine Vielzahl von beruflichen
wie akademischen Chancen:
Bei erfolgreichem Abschluss der Be-
rufsausbildung mit Abitur können sich
die Absolventen beispielsweise
– für die attraktiven IHK-Fortbil-
dungs- und Aufstiegsmöglichkeiten
im Unternehmen oder
– für die Aufnahme eines Hochschul-
studiums entscheiden.
Die Ausbildung beginnt am 22.08.2011
mit der Klassenstufe 11 des berufli-
chen Gymnasiums der Fachrichtung
Technikwissenschaft. Die Berufsausbil-
dung beginnt im zweiten Schulhalb-
jahr der Klassenstufe 11 mit einem ab-
geschlossenen Berufsausbildungsver-
trag. Die Schüler erhalten den Status
von Auszubildenden. Das Berufsausbil-
dungsverhältnis wird bis zum Ende der
Klasse 14 geführt. (Die gesamte Aus-
bildung dauert vier Jahre.)
Am Ende der Klasse 14 werden die Be-
rufsabschlussprüfung und die Abitur-
prüfung abgelegt. Im Unterschied zur
regulären gymnasialen Ausbildung
umfasst die Abiturprüfung im Schul-
versuch vier Prüfungsfächer.
Nach der erfolgreich abgelegten Abi-
turprüfung wird das Zeugnis der All-
gemeinen Hochschulreife verliehen.
Mit dem Bestehen aller Berufsab-
schlussprüfungen erhalten die Schüler
ein Berufsabschlusszeugnis der IHK.
Für die Dauer des Berufsausbildungs-
verhältnisses bekommt der Schüler ei-
ne Ausbildungsvergütung.
LVBS
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Starthilfe für die Fachkräfte von
morgen
In der Region Heilbronn schließen sich
Arbeitgeberverband Südwestmetall, IG
Metall und Agentur für Arbeit zu einem
starken Netzwerk zusammen, an dem
sich auch die Stadt, die örtliche Hoch-
schule und die Kammern beteiligen. Ei-
ne neue Rahmenvereinbarung der Part-
ner hat unter anderem das Ziel, Jugend-
lichen mit Startschwierigkeiten den
Übergang von der Schule in den Beruf zu
erleichtern. Damit wollen die Netz-
werkpartner vor allem Menschen mit
Migrationshintergrund unterstützen.
Das Lösungspaket und der Arbeits-
marktmonitor wurden in Rahmen ei-
ner Podiumsdiskussion in der experi-
menta Heilbronn vorgestellt.
BA
Fachtagung von BIBB und 
Robert Bosch Stiftung zum
Übergang Schule – Beruf
Thema der vom Bundesinstitut für Be-
rufsbildung (BIBB) und der Robert
Bosch Stiftung gemeinsam durchge-
führten zweitägigen Veranstaltung in
Bonn ist die Professionalisierung und
Vernetzung von Fachkräften, die den
Weg Jugendlicher von der Schule in
den Beruf begleiten. Die Fachtagung,
zu der rund 200 Expertinnen und Ex-
perten der beruflichen Bildung aus
Bund, Ländern und Kommunen in
Bonn zusammengekommen sind, prä-
sentiert erste Ergebnisse von zwei Pro-
jekten, die sich aus unterschiedlichen
Blickwinkeln mit der Thematik befas-
sen:
– das BIBB-Forschungsprojekt „Anfor-
derungen an die Professionalität
des Bildungspersonals im Übergang
von der Schule in die Arbeitswelt“
(www.bibb.de/bildungspersonal-
uebergang),
– das LISA-Fachkräfteprogramm „Pro-
fessionalisierung für die Gestaltung
von Übergängen in Ausbildung und
Beruf“ der Robert Bosch Stiftung
(www.bosch-stiftung.de/LISA-
Fachkraefteprogramm).
Eine Dokumentation der Tagung er-
scheint im Internetangebot des BIBB
unter www.bibb.de.
BIBB
BIBB leistet starken Beitrag bei
Reform des indischen Berufs-
bildungssystems
Für die indische Regierung ist das Bun-
desinstitut für Berufsbildung (BIBB) bei
der Reform seines Berufsbildungssys-
tems ein wichtiger Partner. Aufgrund
seiner einzigartigen Verbindung zwi-
schen Theorie und Praxis entwickelt
das deutsche duale Berufsbildungssys-
tem für Indien große Anziehungskraft.
Das BIBB kann mit seinen Beratungs-
dienstleistungen einen starken Beitrag
für die Weiterentwicklung des indi-
schen Berufsbildungssystems leisten.
Im Einzelnen unterzeichneten beide
Seiten in Anwesenheit der deutschen
Bildungsministerin Prof. Dr. Annette
Schavan sowie des indischen Arbeits-
ministers Mallikarjun Kharge mehrere
Abkommen zur engeren Zusammen-
arbeit in der beruflichen Bildung. Da-
runter fällt auch eine von Präsident 
Esser unterzeichnete Vereinbarung
zwischen der beim BIBB angesiedelten
Initiative iMOVE (International Marke-
ting of Vocational Education) und der
indischen „National Skill Development
Corporation“ (NSDC), die eine vertief-
te Zusammenarbeit deutscher Aus-
und Weiterbildungsanbieter mit öf-
fentlichen Bildungseinrichtungen und
Privatunternehmen in Indien vorsieht.
Innerhalb der vom Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung (BMBF)
geleiteten deutsch-indischen Arbeits-
gruppe zur Berufsbildung wurde zu-
dem vereinbart, dass Fachleute des
BIBB künftig die indische Regierung
bei der Entwicklung von Berufs- und
Prüfungsstandards, bei der Qualifika-
tionsentwicklungsforschung sowie
bei der Qualifizierung des Ausbil-
dungspersonals beraten werden.
BIBB
„Benachteiligtenförderung 
Online“ und „LänderAktiv“ in
neuem Gewand 
Das „Good Practice Center“ (GPC) im
Bundesinstitut für Berufsbildung
(BIBB) fördert seit zehn Jahren den
Meinungsaustausch zwischen Exper-
tinnen und Experten der beruflichen
Bildung und bietet umfangreiche In-
formationen und Materialien sowie
Praxiserfahrungen zur Benachteilig-
tenförderung sowie im Übergang von
der Schule in den Beruf.
Um die Expertinnen und Experten der
beruflichen Bildung künftig noch
schneller und besser bei ihrer Arbeit zu
unterstützen, wurden die Portale „Be-
nachteiligtenförderung Online“ und
„LänderAktiv“ überarbeitet. Mit mo-
dernen Gestaltungselementen setzt
das GPC im BIBB neue inhaltliche Ak-
zente und optische Anreize.
Weitere Informationen unter
www.good-practice.bibb.de und
www.laenderaktiv.de.
BIBB
Neue Promotionsmöglich-
keiten für Fachhochschul-
studierende
Das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) wird sieben For-
schungskooperationen zwischen Uni-
versitäten und Fachhochschulen för-
dern, in deren Rahmen auch Absolven-
ten der Fachhochschule promovieren
können.
Eingereicht wurden über 90 Skizzen.
Eine unabhängige Experten-Jury hat
die Vorhaben ausgewählt, die nun ge-
fördert werden sollen. Unter den Ge-
winnern sind Vorhaben zur Gesund-
heitsforschung, zur Medizintechnik
und zur Bioverfahrenstechnik. Des
Weiteren konnten sich Konzepte aus
der Energieforschung, der Sicherheits-
forschung und der Werkstoff -
forschung erfolgreich behaupten.
Mit der Initiative des BMBF sollen die
speziellen Forschungsstärken der be-
teiligten Partner auch für die gemein-
same Ausbildung wissenschaftlichen
Nachwuchses genutzt werden. Das
Ministerium ergänzt mit dieser Maß-
nahme seine Aktivitäten zugunsten
der Fachhochschulen, insbesondere
das fachlich breite Spektrum des Bun-
desprogramms „Forschung an Fach-
hochschulen“, und erweitert die Ent-
wicklungsmöglichkeiten von Fach-
hochschulen.
BMBF
Handreichung der Polizei 
„Herausforderung Gewalt“
Formen schwerer Gewalt sind an Schu-
len zwar eher selten, Mobbing und Be-
leidigungen dagegen alltäglich. Doch
gerade bei diesen vermeintlich kleine-
ren Vorfällen gilt es anzusetzen, um ei-
ner möglichen Gewaltentwicklung früh
und effektiv vorzubeugen. Die Handrei-
chung „Herausforderung Gewalt“ der
polizeilichen Kriminalprävention der
Länder und des Bundes unterstützt
Lehr- und pädagogische Fachkräfte bei
dieser Aufgabe. Sie bietet umfassende
Informationen zur Gewaltprävention
nach dem Gewaltpräventionspro-
gramm des Psychologen Dan Olweus
sowie konkrete Handlungsempfehlun-
gen für die schulische Praxis.
Im Zehn-Jahres-Vergleich ist die Zahl
der registrierten Gewaltdelikte laut
polizeilicher Kriminalstatistik erheb-
lich gestiegen. Erst in den vergange-
nen zwei Jahren sind leichte Rückgän-
ge zu verzeichnen. Die Zahlen sind al-
lerdings immer noch sehr hoch. Über-
proportional oft sind dabei Jugendli-
che Täter, aber auch Opfer. Hier wächst
den Schulen eine wichtige erzieheri-
sche Aufgabe zu. Dabei gilt es, diese
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gewaltpräventiven Maßnahmen dau-
erhaft in den Schulalltag einzubetten.
Die Handreichung, die bereits 1997
zum ersten Mal erschienen ist, wurde
grundlegend überarbeitet. Sie ist Teil
des polizeilichen Gewaltpräventions-
programms, das unter anderem die
Broschüre „Wege aus der Gewalt – so
schützen Sie Ihr Kind“ für Eltern sowie
das Medienpaket „Abseits?!“ mit
sechs Kurzepisoden aus dem Schulall-
tag für die Arbeit mit Schülern um-
fasst. Interessenten können die Hand-
reichung bei allen Landeskriminaläm-
tern bestellen oder im Internet herun-
terladen unter: www.polizei-bera-
tung.de/herausforderung-gewalt.
Weitere Informationen gibt es im In-
ternet unter: 
www.polizei-beratung.de/presse.
BMBF
dbb bundesfrauenvertretung:
Familienarbeit wird erheblich
aufgewertet
Die dbb bundesfrauenvertretung hat
die Pläne der Bundesregierung be-
grüßt, Familienzeiten bei der Festset-
zung der beruflichen Erfahrung für Be-
amtinnen und Beamte stärker zu be-
rücksichtigen.
Im Zuge der Dienstrechtsreform wer-
den bei Beamtinnen und Beamten im
Bundesdienst jene Familienzeiten bis
zu drei Jahren wie Erfahrungszeiten
berücksichtigt, die nach einer Anstel-
lung im Bundesdienst erfolgten. Tritt
der Gesetzentwurf zur Unterstützung
der Fachkräftegewinnung im Bund in
seiner jetzigen Form in Kraft, werden
künftig auch Zeiten der Kinderbetreu-
ung und der Pflege von Angehörigen –
im Einzelfall bis zu drei Jahren – wie Er-
fahrungszeiten berücksichtigt, die vor
dem Diensteintritt liegen.
dbb frauen Redaktion
dbb bundesfrauenvertretung:
Altersvorsorge
Die dbb bundesfrauenvertretung klärt
über mögliche Risiken bei einem allzu
leichtfertigen Umgang mit der Alters-
vorsorge auf. Gleichzeitig setzten wir
uns im dbb-Verbund dafür ein, dass die
Versorgungssysteme des öffentlichen
Dienstes sowie die betriebliche Zusatz-
versorgung der VBL von Klauseln berei-
nigt werden, die sich negativ zulasten
von weiblichen Beschäftigten auswir-
ken können. Zuletzt erzielte die dbb ta-
rifunion ein angemessenes Ergebnis
bezüglich der Zusatzversorgung für
Landes- und Bundesbeschäftigte:
Mutterschutzzeiten, die seit 18.05.1990
in Anspruch genommen wurden, wer-
den künftig bei der Berechnung der War-
tezeiten berücksichtigt (S. 2). Auch das
Bundesverfassungsgericht hat sich in-
tensiv mit dieser Problematik befasst. In
einem Urteil erklären die Verfassungs-
richter die Bestimmung der Versor-
gungsanstalt des Bundes und der Län-
der (VBL), die Mutterschutzzeiten vor
1990 nicht als Wartezeit für Betriebs-
renten anerkennt, als verfassungswid-
rig (S. 6). Die Tarifvertragsparteien wer-
den nach Prüfung der Entscheidungs-
gründe auch hier Gespräche aufneh-
men.
Darüber hinaus beweist der Gesetzge-
ber mit dem Gesetz zur Fachkräftege-
winnung im Bundesdienst erfreuli-
chen Weitblick: Frauen, die vor Auf-
nahme ihres Dienstes beim Bund eine
berufliche Pause einlegten, werden Er-
ziehungszeiten künftig wie Erfah-
rungszeiten anerkannt (S. 2). Benach-
teiligungen im beruflichen Fortkom-
men und damit verbundene Einkom-
mensverluste können so besser abge-
federt werden. Im Nachhinein wirkt
sich dies auch auf die späteren Versor-
gungsbezüge aus.
dbb frauen Redaktion
> Persönliches
Die Ausbildung von Diplomingenieurpädagogen aufzu-
bauen, war der staatliche Auftrag, den die Technische
Hochschule Otto von Guericke im Jahr 1964 erhielt. Be-
reits zum September 1964 nehmen die ersten Studieren-
den ihr Studium auf, und es entwickelt sich mit dem In-
stitut für Ingenieurpädagogik eine wissenschaftliche Ein-
richtung, deren Wirken die berufliche Bildung weit über
Magdeburg hinaus über Jahrzehnte prägt und die Grund-
Universitäre Berufsschullehrerausbildung in 
Magdeburg – Tradition und Perspektiven
Zwei „runde“ Geburtstage ehemaliger Professoren in diesem Jahr – Reinhard Bader feierte seinen 70., Franz Bernard sei-
nen 75. Geburtstag – waren Anlass für das Magdeburger Institut für Berufs- und Betriebspädagogik, die beiden pensio-
nierten Kollegen und die mit ihrem Wirken verbundene Tradition der Otto-von-Guericke-Universität in einem wissen-
schaftlichen Symposium zu würdigen. Aufgegriffen wurden aus diesem Anlass auch die neuen Perspektiven des Standorts,
die gekennzeichnet sind durch die Gründung des UNESCO-UNEVOC Centres „Berufsbildung für nachhaltige Entwicklung“
und die Auszeichnung des Stifterverbands für die Deutsche Wissenschaft für das Magdeburger Ausbildungsmodell für Lehr-
kräfte an berufsbildenden Schulen.
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lage für das heutige Institut für Berufs- und Betriebspä-
dagogik legt.
In einer wohl einmaligen Weise ist die Entwicklung dieses
Instituts mit beiden ehemaligen Professoren verbunden.
Franz Bernard nimmt im April 1965 seinen Dienst in der
Magdeburger Ingenieurpädagogik auf – als der erste wis-
senschaftliche Mitarbeiter des Instituts. Und in dieser Form
geht es dann weiter: Am 13.07.1971 erster Promovend des
Instituts für Ingenieurpädagogik, am 22.12.1976 die erste
Promotion B (entsprechend der heutigen Habilitation), 1984
ordentlicher Professor für Methodik der Lehre des Maschi-
nenwesens und schließlich – nach der Wende – ab 1993 Uni-
versitätsprofessor für Fachdidaktik Metalltechnik. Bis zu sei-
nem Ausscheiden im Jahr 2001 hat Franz Bernard verschie-
dene hochrangige Funktionen wahrgenommen, mehrfach
Institutsdirektor, Dekan der Fakultät für Pädagogik und über
zwei Legislaturperioden Vorsitzender des Vorstands des
Konzils der „neuen“ Otto-von-Guericke-Universität.
Die Entwicklungen der Ingenieurpädagogik in der Phase bis
1992 stellt Franz Bernard den 80 Teilnehmern des Symposi-
ums selbst vor. Neben verschiedenen Grundlinien, die so-
wohl den quantitativen Ausbau als auch Kooperationsper-
spektiven etwa mit beruflichen Bildungseinrichtungen be-
treffen, ist für die wissenschaftliche Ausweisung des Stand-
orts die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses
von besonderer Bedeutung. Die Übersicht über die Promo-
tionen und Habilitationen in der Zeit bis zur Wende umfasst
von 1971 bis 1990 insgesamt 30 wissenschaftliche Mitar-
beiter, Assistenten und Forschungsstudenten, die eine in-
genieurpädagogische Qualifizierungsarbeit als Promotion
oder Promotion B abgeschlossen haben. Viele der ehemali-
gen Doktoranden dieser Zeit sind zum Symposium persön-
lich erschienen.
Die Entwicklung nach 1992 hat besonders Reinhard Bader
begleitet, der 1994 von seiner damaligen Professur für Hoch-
schuldidaktik der Lehrerbildung an der Universität Dort-
mund nach Magdeburg kommt. Nach seiner Ernennung
zum Universitätsprofessor für Berufspädagogik an dem in-
zwischen umbenannten Institut für Berufs- und Betriebs pä-
dagogik ist das Wirken Reinhard Baders mit dem Auf- und
Ausbau des Diplomgewerbelehrer-Studiengangs ebenso
verbunden wie mit der Entwicklung der Drittmittelfor-
schung, die Reinhard Bader vor allem durch seine wissen-
schaftlichen Begleitungen von Modellversuchen der Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungs-
förderung in Magdeburg auf- und ausbaut. Über diesen Weg
wird Magdeburg ein Standort, mit dem wegweisende Ent-
wicklungen in der Berufsbildungsreform wie die Einführung
handlungsorientierten Unterrichts, die Kompetenzorientie-
rung an den berufsbildenden Schulen und schließlich das
Lernfeldkonzept verbunden werden. Hinzu kommen meh-
rere bildungspolitisch bedeutsame Gutachten u. a. für die
Kultusministerkonferenz, vor allem jedoch über fast 20 Jah-
re die durch Reinhard Bader übernommene Schriftleitung
der „berufsbildenden Schule“ als mit Abstand größter be-
rufspädagogischer Fachzeitschrift in Deutschland. Beide
Entwicklungen haben dazu geführt, dass die wissenschaft-
liche Arbeit Reinhard Baders in einer in dieser Zeit wohl ein-
maligen Form die deutsche berufsbildungspolitische Dis-
kussion prägen konnte. Auch Reinhard Bader hat bis zu sei-
nem Ausscheiden im Jahr 2006 eine Reihe von hochrangi-
gen Positionen in der Führungsstruktur der Universität aus-
gefüllt; neben der mehrfachen Funktion des Institutsdirek-
tors sind insbesondere sein Amt als Prodekan und Dekan der
Fakultät für Geistes-, Sozial- und Erziehungswissenschaften
zu nennen.
Die Entwicklungen der Berufsschullehrerausbildung in den
Zeiten des Instituts für Berufs- und Betriebspädagogik
stellt Reinhard Bader selbst im Rahmen des Symposiums
vor. Neben neuen Studiengangsstrukturen mit der in der
Bundesrepublik Deutschland üblichen Zweifächerstruktur
Die beiden Jubilare und ihre Nachfolger zusammen auf
dem Magdeburger Symposium – v. l. die Professoren
Dietmar Frommberger und Reinhard Bader (Berufspäd-
agogik) sowie Klaus Jenewein und Franz Bernard (Fach-
didaktik Metalltechnik bzw. Fachdidaktik technischer
Fachrichtungen).
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umfasst die standortbezogene Entwicklung insbesondere
den Ausbau der technischen Fachrichtungen um die beruf-
liche Fachrichtung Bautechnik, vor allem jedoch die Auf-
nahme der Lehrerausbildung in der beruflichen Fachrich-
tung Wirtschaft und Verwaltung in den damaligen Staats-
examensstudiengang und eine Kooperation mit der Hum-
boldt-Universität Berlin in der Ausbildung von Berufs-
schullehrkräften in der Fachrichtung Gesundheit und Pfle-
ge. Weiteres Kennzeichen der Institutsentwicklung ist die
Etablierung eines eigenständigen Haupt- und Nebenfachs
„Berufs- und Betriebspädagogik“ im Rahmen des Magde-
burger Magisterstudiengangs, mit dem eine kontinuierli-
che Ausbildung von akademischen Fach- und Führungs-
kräften für den nichtschulischen Bereich der Berufsbildung
in das Studienprogramm des Instituts aufgenommen wor-
den ist.
Das am 17. Juni durchgeführte Symposium nahm die Gele-
genheit zum Anlass, zusammen mit 80 Teilnehmern aus
Schulpraxis, Staatlichem Seminar, Kultusministerium und
betrieblichen Bildungseinrichtungen auch die neuesten
Entwicklungen des Instituts vorzustellen und zu diskutie-
ren. Einerseits betreffen diese die Magdeburger Umset-
zungsstrategie für den Bologna-Prozess, die eine Differen-
zierung der Masterprofile nach je einem Masterstudien-
gang für das Lehramt an berufsbildenden Schulen, für die
betriebliche Berufsbildung und Berufsbildungsmanage-
ment sowie nach internationaler Berufsbildung vorsieht.
Andererseits ist mit der Auszeichnung des Standortes durch
den Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft eine Neu-
gestaltung des Übergangs vom Masterstudium in den Vor-
bereitungsdienst verbunden, die unter anderem mit dem
Aufbau eines Netzes von Ausbildungspartnerschulen und
einer Zusammenarbeit zwischen Universität, Schulen, Stu-
dienseminar und Kultusministerium einhergeht. Auch die
sehr erfolgreich verlaufene Einführung des Promotionsstu-
diengangs „Berufsbildung und Personalentwicklung“ sowie
die Anbindung der vorberuflichen Lehr- und Forschungsbe-
reiche Ökonomische und Technische Bildung eröffnen neue
Perspektiven für die Berufs- und Betriebspädagogik am Wis-
senschaftsstandort Magdeburg.
Die Unterzeichnung der ersten Vereinbarungen zwischen
der Otto-von-Guericke-Universität und ausgewählten Aus-
bildungspartnerschulen aus Sachsen-Anhalt, die im Rah-
men der Stifterverbands-Aktivitäten zur Weiterentwicklung
und Konstituierung eines neuen Ausbildungsstandards für
die Lehrkräfte an berufsbildenden Schulen vorgesehen sind,
durch Universitätsrektor Klaus Erich Pollmann rundeten die
Veranstaltung ab.
Klaus Jenewein
Literatur
Bernard F. 2008: Die Berufsschullehrerausbildung am Institut für Ingenieur-
pädagogik der Technischen Hochschule Otto von Guericke Magdeburg. Balt-
mannsweiler.
> Bücher
Horst Biermann, Bernhard Bonz (Hrsg.): Inklusive Berufs-
bildung – Didaktik der beruflichen Teilhabe trotz Behin-
derung und Benachteiligung. Band 11 der Reihe „Berufs-
bildung konkret“. Baltmannsweiler: Schneider Verlag Ho-
hengehren GmbH 2011, 230 Seiten, ISBN: 978-3-8340-
0852-7, 18 Euro.
Die Aktualität der inklusiven Berufsbildung (vgl. Diskussi-
onsbeitrag von Bonz in „Die berufsbildende Schule“, 2011,
Heft 4) resultiert aus den Anforderungen zur Durchsetzung
der Behindertenkonvention der Vereinten Nationen, die für
Deutschland seit 2009 das Recht auf Bildung auch für Bür-
ger mit Behinderung und für Benachteiligte festlegt. Die bis-
Prof. Dr. Franz Bernard erläutert
die Entwicklung der Ingenieur-
pädagogik in der „alten“ Tech-
nischen Hochschule Otto-von-
Guericke Magdeburg.
Prof. Dr. Reinhard Bader stellt
die Entwicklung der Berufs- und
Betriebspädagogik – speziell
der Magdeburger Berufsschul-
lehrerausbildung nach 1992 –
vor.
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herige Einordnung behinderter Menschen in Risikogruppen
und ihre sonderpädagogische Ausbildung ist durch eine in-
klusive Bildung abzulösen. Menschen mit Behinderungen
sollen in gleichem Maße wie Menschen ohne Behinderung
an Lehr-Lern-Prozessen teilnehmen. Das gilt auch für die Be-
rufsausbildung. Es vollzieht sich ein Wandel durch den Über-
gang von der Separierung zur Inklusion. „Inklusive Berufs-
bildung schließt alle Jugendlichen und junge Erwachsene
mit Behinderung oder Benachteiligung ein und zielt darauf
ab, dass ihnen berufliche Bildung die Teilhabe an Beruf und
Arbeit ermöglicht.“ (S. 1)
Die im Sammelband enthaltenen Beiträge werden unter fol-
genden Gliederungspunkten zusammengefasst: 1. Behin-
derung und Benachteiligung in der Berufsbildung, 2. Didak-
tische Ansätze und Innovationen, 3. Beispiele für die beruf-
liche Bildung von Risikogruppen, 4. Teilhabe an Berufsbil-
dung – Fazit und Ausblick.
Die Herausgeber beginnen mit einem Einführungsbeitrag,
dem sich die kritischen Ausführungen von Biermann zur Ent-
wicklung und zum Stand der Qualifizierung von Risikogrup-
pen anschließen. Das System der beruflichen Bildung be-
nachteiligter und behinderter Menschen hat sich konzep-
tionell und institutionell in Subsysteme der Benachteilig-
tenförderung und das der beruflichen Rehabilitation seg-
mentiert und setzt damit entgegen den höheren Ansprü-
chen der inklusiven Bildung die Separierung der allgemei-
nen Schule fort. Eine Chance für den Umgang mit Hetero-
genität wird in der Entwicklung von kommunalen Bildungs-
und Beschäftigungszentren gesehen, die offene Qualifizie-
rungsmöglichkeiten anbieten. Zwei weitere Beiträge be-
schäftigen sich mit der Aus- und Weiterbildung des Lehr-
personals für Behinderte und Benachteiligte (Bonz) und den
äußeren Rahmenbedingungen für ein Lernen und Arbeiten
ohne Barrieren (Bühler).
Im 2. Teil konzentrieren sich die Beiträge auf die theoriege-
leitete Planung und Gestaltung von Lehr-Lern-Prozessen bei
Behinderten und Benachteiligten. Ausgewiesene Hoch-
schullehrer der Berufs- und Wirtschaftspädagogik entwi-
ckeln Lösungsansätze zu Lernproblemen und Lernstrategien
von lernbeeinträchtigten Auszubildenden (Eckert), zur
Handlungsorientierung und Kompetenzentwicklung in der
beruflichen Rehabilitation (Seyd/Vollmers), zu den theore-
tischen und methodologischen Grundlagen für die Ent-
wicklung von Strategien von Teilhabe Benachteiligter (Hui-
singa) und über Arbeiten, lernen und leben in Produktions-
schulen (Bojanowski). Weiter wird berichtet über Probleme
der Praxis im Umgang mit Behinderten (Marfels/Niehaus).
Teil 3 enthält 10 Beiträge zur breiten Palette der Gestal-
tungsmöglichkeiten der beruflichen Ausbildung von Risiko-
gruppen. Die Beispiele erstrecken sich vom benachteilig-
tensensiblen Übergangsmanagement bis hin zum barriere-
freien E-Learning und Universal Design.
Im 4. Teil fassen die Herausgeber die Ergebnisse der berufli-
chen Bildung von Risikogruppen unter dem Aspekt einer An-
näherung an eine inklusive Berufsbildung zusammen, be-
tonen aber, dass in Deutschland zunächst institutionelle
Rahmenbedingungen geschaffen werden müssen, die eine
inklusive Berufsbildung Behinderter und Benachteiligter er-
möglichen.
Da in Zukunft alle in der beruflichen Bildung eingesetzten
Lehrenden mit dem Problem der inklusiven Bildung kon-
frontiert werden, kann das Studium der Beiträge dieses
Sammelbandes allen empfohlen werden, nicht nur denje-
nigen, die sich bereits mit Risikogruppen befassen.
Franz Bernard
Marcus Damm: Schemapädagogik im Klassenzimmer, ibi-
dem-Verlag, Stuttgart 2010, 246 Seiten, ISBN 978-3-8382-
0140-5, 24,90 Euro
„Ein neues Konzept zur Förderung verhaltensauffälliger
Schüler“, so lautet der Untertitel zu dem Buch. Mit einer
„Stimme zum Buch“ von Prof. Dr. Rainer Sachse und einem
„Vorwort des Autors“, in dem er auf sein Institut für Sche-
mapädagogik hinweist, wird damit deutlich auf die Kom-
petenz des Autors hingewiesen. Danach werden nach einer
Einleitung einige Problembeispiele aus dem Schulalltag vor-
gestellt. Das weitere Inhaltsverzeichnis weist das Konzept
der Schemapädagogik und den Transfer in den Schulalltag
auf. Die wissenschaftliche Fundierung erfolgt erst jetzt in ei-
nem weiteren Kapitel, dem das Kapitel 4 folgt, in dem sche-
mapädagogische Kompetenzen dargestellt werden. Im Ka-
pitel 5 wird die Schemapädagogik im Klassenzimmer wie-
derum in Umsetzungsbeispielen vorgestellt. Das Kapitel 6
ist dem Ausblick gewidmet.
Der Autor selbst unterrichtet an der berufsbildenden Schu-
le Hauswirtschaft/Sozialpädagogik in Ludwigshafen die Fä-
cher Pädagogik, Psychologie und Ethik.
Bisher hat der Autor schemapädagogische Ansätze auf Fra-
gen der Pädagogik übertragen, in diesem Buch wendet er
die Ansätze auf verhaltensauffällige Schüler an. Die Ansät-
ze wurden hauptsächlich für zwei Ansätze entwickelt: für
problematisches Handeln und Probleme des Interaktions-
verhaltens. Damit können Pädagogen problematisches Ver-
halten ihrer Schüler gut verstehen und zielgerichtete Inter-
ventionen entwickeln.
In diesem Buch wird nun der Transfer des Konzeptes der
Schemapädagogik in die unterrichtliche Praxis der Se-
kundarstufe I und II vollzogen. Ausgangspunkt dieses An-
satzes ist, dass zwischenmenschliche Probleme im Schul-
alltag durch nachhaltige innerpsychische Muster (Sche-
mata) verursacht werden. Da diese Schemata, die aus ko-
gnitiven und affektiven Facetten bestehen, früh in Ausei-
nandersetzung mit dem Umfeld entstanden sind, beein-
flussen sie die Beziehungen der Betreffenden auch ge-
genwärtig.
Um diese Problematik zu verstehen und sie im Schulalltag
in Problemfällen einzusetzen, bietet das Institut Fortbil-
dungen für Lehrer an. Das Buch eignet sich aber auch gut für
Lehramtsanfänger und alle Lehrer, die mit ihren Schülern
zwischenmenschliche Probleme haben, sich in die Proble-
matik einzulesen und Zusammenhänge zu verstehen.
Heiko Pohlmann
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      $'%/-Unsere Anzeigenabteilung erreichen Sie unter 
02102/7 40 23-7 13
dbb verlag gmbh – Mediacenter
Das neue kompakte 
Lehr- und Nachschlagewerk 
Dr.-Ing. Paul Christiani GmbH & Co. KG • Technisches Institut für Aus- und Weiterbildung • Hermann-Hesse-Weg 2 • 78464 Konstanz
Tel.: 07531 5801-26 • Fax: 07531 5801-85 • E-Mail: info@christiani.de • www.christiani.dee
• 512 Seiten stark
• Übersichtliche Darstellung
• 10-faches Daumenregister
• Ideal zur Prüfungsvorbereitung
      
